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^undesumweltministerin Angela Merkel: 

10-Punkte-Plan wird 
zügig umgesetzt 

jjch möchte kurfristig auch noch einmal ein 
sprach mit den Polizeigewerkschaften 

geh-*- ^e ^or8en von Polizisten und ihren An- 
hörigen führen," erklärte Angela Merkel 

,„ 3. Juni zum Stand der Abarbeitung des 

a * Unkte-Plans, den sie vor gut einer Woche 
^   25. Mai in Bonn vorgelegt hatte. 

\Tr der Beteil'Sten wird ausgelassen: das Bundes- 
tag eltm»nisterium nicht, das den 10-Punkte-Plan 
öber

8
P
Umsetzt' die Länder nicht, die ihre Kenntnisse 

^e   . enzwertüberschreitungen mitteilen sollen, die 
ren 

r*leversorgungs-Unternehmen (EVU) nicht, de- 
Wei

Sellr'ftliehe Vorschläge der Ministerin noch nicht 
hejt ^enug gehen, die Gesellschaft für Reaktorsicher- 
\i n.cnt' ^e dem Umweltausschuß bereits am 26. 
'ens?

nen Zwischenbericht gegeben hat, die Strah- 
tyjj j utzkommission nicht, die sich erneut mit der 
(er j, °gischen Bewertung der Transporte abgebrann- 
^. Brennelemente befaßt. 
H'e|t  '§

stes Ergebnis der von der französischen Um- 
beits   

nisterin und Angela Merkel eingesetzten Ar- 
h\n$   PPe: Die Grenzwertüberschreitungen an 
\^, Portbehältern und Waggons hatten keine ge- 
S(\ r,eitl'chen Auswirkungen auf Begleitpersonal 
^Bevölkerung. 

%ers r .Klärung und Beseitigung der Ursache dieser 
^% v°   eitungen - so die Ministerin - „bleibt es bei 

°n mir verhängten Transportstop". ■ 
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Kurz & gut 

Manfred Kanther 
zur inneren 
Sicherheit: 

• Ein Drittel weniger 
Autos wurden im vergan- 
genen Jahr gegenüber 
1993 gestohlen. 
• Um zirka 25 Prozent 
ist die Schadenssumme 
beim Mißbrauch von Kre- 
ditkarten im Zeitraum 
1993 bis 1996 gesunken. 
• Die Zahl der Woh- 
nungseinbrüche ist von 
1993 bis 1997 um 45.000 
Fälle, also um rund 20 
Prozent, zurückgegangen. 

Angela Merkel 
zum Aufbau Ost: 

Wir haben seit 1990 die 
Verkehrsprojekte deut- 
sche Einheit auf den Weg 
gebracht, 148.000 Hand- 
werksbetriebe und 
510.000 mittelständische 
Betriebe gegründet, 
31.000 landwirtschaftliche 
Betriebe geschaffen, mehr 
als 4 Millionen Wohnun- 
gen modernisiert, ein 
Niveau von 85 Prozent der 
Westrenten erreicht, 1,2 
Milliarden pro Jahr für 
die Braunkohlerekultivie- 
rung ausgegeben, 19.700 
ha Bergbaufläche rekul- 
tiviert und 39 Millionen 
Bäume gepflanzt. 

Helmut Kohl zur 
Zinsentwicklung: 
Wer heute ein Eigenheim 
baut, bekommt Baugeld 
für zehn Jahre zu Zinsen 
von unter 6 Prozent. Zu 
Beginn meiner Amtszeit 
waren es noch 11 Pro- 
zent. Das heißt: Ein Bau- 
darlehen über 250.000 
DM kostete damals fast 
2.300 DM im Monat. 
Heute sind es 1.250 DM. 

Theo Waigel zu 
den Maastricht- 

Kriterien: 
Was ist mir nicht alles 
im letzten Jahr vorgewor 
fen worden: Da hat man 
mir gesagt, ehrliche 3,2 
Prozent seien besser als 
getrickste 3,0. Heute 
kann ich sagen, ehrliche 
2,7 Prozent sind besser 
als ehrliche 3,2. 

Noch einmal: 10. CDU-Parteitag in Bremen 

Helmut Kohl: "Sagen wir das 
draußen an den Ständen und überall dort/ 

wo wir mit den Leuten reden!" 

8 
DAS WICHTIGSTE I NR, 
DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

"Die Botschaft von Bremen Wr 

sein: Gemeinsam packen wir 
es, für Deutschland, für unser 
Vaterland, für unsere Zukunft 
im vereinten Europa." 

       Wolfgang Schäuble - 

Die SPD muß unverzüglich für alle 
sichtbar Klarheit schaffen 

Wortlaut von Beschluß Nr. 17, den die 
Delegierten des 10. Parteitags der 
CDU in Bremen am 19. Mai einstim- 
mig verabschiedet haben: 

1. Die großen Herausforderungen an 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert 
können nur die demokratischen Par- 
teien bewältigen. Radikale Kräfte von 
links und rechts sind eine Gefahr für 
eine erfolgreiche Beantwortung der 
Zukunftsfragen. 

2. Die CDU Deutschlands lehnt die 
Bildung von Regierungen durch direk- 
te oder indirekte Mithilfe von links- 
und rechtsradikalen Parteien ab. 

3. Die CDU Deutschlands fordert die 
SPD auf, einen gleichlautenden Be- 
schluß unverzüglich zu fassen, um 
noch vor der Bundestagswahl für alle 
sichtbar Klarheit zu schaffen. 

4. Die CDU stellt eindeutig klar, daß 
die PDS als Nachfolgeorganisation 
der SED nach wie vor nicht auf dem 
Boden des Grundgesetzes steht. 

"Aufpassen Deutschland" lautet 
das Motto einer bundesweiten 
Kampagne, die CDU-Generalse- 
kretär Peter Hintze am 27. Mai in 
Bonn gestartet hat. Poster und 
Plakate der Kampagne greifen das 
historische Motiv des Hände- 
drucks zwischen Sozialdemokra- 
ten und Kommunisten auf und 
bringen es mit der Zusammen- 
arbeit  in  Verbindung,  die  SPD 

(Höppner.   und   »**53> 
partei PDS (Sittel bei derJsen.Ar 

Präsidentenwahl in es<e 

halt erneut unter B^g*^* 
haben. Peter Hintze: •"'^„S» 

festen Überzeugung. *■ „«n1' 
zialdemokraten und P ' „, ,fl 
es nach der Bundestag5* ,£ 
27. September rechnen": * 
chen würde, auch bund" 

Hand reichen werden- 

Im Bundesrat dagegen 
Schröder ist ein gna- desrat gegen die So- 

denloser Opportu- zialhilfenovelle ge- 

nist: Er gibt vor, Asyl- stimmt. Er verspricht 

mißbrauch zu ver- eine Modernisierung 

hindern; er hat aber Deutschlands; er 

im Bundesrat gegen hat aber im Bundes- 

die Asylrechtsnovel- rat das Programm 

le gestimmt. Ergibt für mehr Wachs- 

vor, Sozialhilfemiß- tum und Beschäfti- 

brauch zu beenden; gung blockiert. 

er hat aber im Bun- (Theo Waigel) 

Klare Worte Clintons 
us-pfSf 

ha' Der Aufbau Ost ist die 
beeindruckendste Er- 
folgsgeschichte in 
diesem Jahrhundert. 
Daß sie möglich wur- 
de, verdanken wir 
nicht zuletzt einem 
Mann, der dafür mit 
Mut und Grundsatz- 
treue die richtigen 
Entscheidungen ge- 

troffen hat. 
dent Bill Clinton' 
dasangesP^d, 
und eindruckst 

Wel<öffent^e|ch 

klargemacht 
.Hei"11 

A* ein Gewinn 

Konl,ürD?Hi>h 
Europa und o        , 
kergemeinsc" . 
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Unmittelbar nach Kenntnis 
der Vorgänge die Öffentlichkeit 

informiert 
v 

e Mitteilung über die Erkenntnisse 
-j, n Grenzwertüberschreitungen bei 
ej ansporten von abgebrannten Brenn- 
p.enienten nach Frankreich, die von 
i ^r8'eversorgungsunternehmen über 
sj nre hinweg zurückgehalten worden 
lu * • ^at zu e'nem tiefen Vertrauensver- 

st in der Bevölkerung geführt. 
r brauchen uns jetzt nicht zu wundern, 

^ nn bei den Menschen der Verdacht auf- 
ge   

mt' man nehme es ja sowieso nicht so 
s , au mit Grenzwerten, man habe ja 
Se °n immer geahnt, daß bestimmte Krei- 
i   °serer Gesellschaft skrupellos über 

gste und Sorgen der Menschen hin- 
ail°

Sehen, man müsse jetzt vielleicht 
die H-n°ch fürchten' daß z- B- Dosimeter, 
P0j. !e Castor-Transporte begleitenden 
fais

l2'slen mit sich führen, wahrscheinlich 
"och  8eeicnt smd und sie vielleicht auch 
oe    gefälschte Ergebnisse hervorbrin- 

um so $Ck'er Vertrauensverlust wiegt ... 
^n erer' a's es ^e' der Niedlichen Nut- 
bej ^ ^er Kernenergie um ein Thema geht, 
We ,etTl Urängste von Menschen wach 
hen 

en: Wie können wir mit etwas umge- 
JjjgL. Jte wir nicht sehen, nicht riechen, 
d^r   ^hlen können? Wie können wir uns 
HjJj* verlassen, daß das Risiko der Ver- 
^s F>Ung beherrschbar ist? Wie soll man 
Kern 

1Slko der friedlichen Nutzung der 
^ nergie und der Entsorgung insge- 
0|jt 

e'n°rdnen, wenn unterschiedliche 
%ye ,,f

er ur|d Wissenschaftler zu unter- 
\ Q lcben Ergebnissen kommen, die 
^ hren doch einschätzen müßten? 

So|i man vertrauen - denen, die das 

Risiko für beherrschbar halten, oder de- 
nen, die es für unverantwortlich halten? 
Übertreibt die eine Gruppe, verharmlost 
die andere? 

Vollends unverständlich wird die gesamte 
Diskussion dann - insbesondere für den 
unbeteiligten Zuschauer -, wenn man ei- 
nen Sprecher eines Energieversorgungsun- 
ternehmens sagen hört, man habe die 
Grenzwertüberschreitungen nicht gemel- 
det, weil es erstens keine Meldepflicht ge- 
be und weil zweitens keine radiologische 

Erklärung der 
Bundesumweltministerin 

Angela Merkel zur Sicherheit 
von Castor-Transporten 

am 27. Mai im 
Deutschen Bundestag 

Gefahr vorgelegen habe. Aber es ist durch 
nichts zu rechtfertigen, wenn gerade in 
dieser Weise argumentiert und die Wahr- 
heit verdreht wird: Es geht doch gar nicht 
darum, ob es eine Meldepflicht gegeben 
hat oder nicht, sondern es geht darum, ob 
gesetzliche Grundlagen, die existieren, 
eingehalten werden. 

Aus der Strahlenschutzverordnung ergibt 
sich jedenfalls für die Kernkraftwerke die 
Verpflichtung zur Weitergabe ihrer 
Kenntnis von den Grenzwertüberschrei- 
tungen an den Inhaber der Beförderungs- 
genehmigung. Wer Transporte in einem 
Kernkraftwerk bereitstellt und weiß, daß 
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Kontaminationen am Bestimmungsort 
festgestellt werden, der hat ebenso wie 
andere an dem Transport Beteiligten die 
Pflicht, die Genehmigungs- und Auf- 
sichtsbehörden über diesen Sachverhalt 
zu unterrichten. 

Wer nun aber wie die Energieversorgungs- 
unternehmen über diese gesetzlichen Re- 
gelungen einfach hinwegredet, der braucht 
sich nicht zu wundern, wenn das Vertrau- 
en in die Kernenergie in der Bevölkerung 
verloren geht. Und wer wie die SPD und 
die Grünen von der Verantwortung der 
Länder - gerade wegen deren Verantwor- 
tung beim Beladungsvorgang im Kern- 
kraftwerk - einfach ablenken will, der be- 
treibt 4 Monate vor der Bundestagswahl 
nur ein rein parteitaktisches Spiel, der be- 
treibt nur noch Wahlkampf, und das werde 
ich nicht zulassen. 

Unverantwortliche und uner- 
trägliche Stimmungsmache 

Aber damit eines klar ist: Grenzwerte gibt 
es nicht aus Jux, und deshalb ist ein Igno- 
rieren von Überschreitungen dieser Grenz- 
werte unter keinen Umständen hinnehm- 
bar - das gilt auch, wenn wir wissen, daß 
in Deutschland keine gesundheitliche Ge- 
fahr für die Bevölkerung und das Personal 
bestand und dies auch nach Angaben der 
französischen Behörden für Frankreich 
zutrifft. Und wenn jetzt der Vorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei laut ruft, bei 
den Castor-Transporten seien die Polizi- 
sten - so wörtlich - „verheizt" worden, so 
ist das eine völlig unverantwortliche und 
unerträgliche Stimmungsmache, die in 
keiner Weise gerechtfertigt ist, da bei den 
Transporten in die Zwischenlager Gorle- 
ben und Ahaus gerade keine Grenzwert- 
überschreitungen vorgelegen haben. 

Ich habe immer deutlich gemacht und 
werde dies auch weiter deutlich machen. 

daß ich die friedliche Nutzung der Kern- 
energie für verantwortbar halte - gerade 
und insbesondere in Deutschland. Herr Fi- 
scher wirft mir deswegen ja jetzt vor, ich 
sei ein „Erfüllungsgehilfe der Atomindu- 
strie" und für die Einschätzung der Gefa*1' 
ren nicht sensibel, weil mir Distanz zu de 
Sache fehle. Herr Müller hat es noch et- 
was „netter" als „Kumpanei" mit der 
Atomindustrie bezeichnet. 

Meine Damen und Herren in der Opposi11' 
on, welches Denken offenbaren Sie dabei 
eigentlich? Haben Sie eigentlich begriff0, 

daß es in dieser Frage weniger darum 
geht, welche Grundüberzeugung ich hat) 
als darum, was ich nach Recht und Gese ^ 
zu tun habe? Es gibt einen klaren Gesetze 
auftrag, wonach ich dafür zu sorgen habe< 
daß die atomrechtlichen Vorschriften von 
den Ländern nach Recht und Gesetz aus- 
zuführen sind. Sie, Herr Fischer, wollen 
dagegen den Menschen einreden, daß lC 

- nur weil ich für etwas bin - nicht in de 
Lage oder gewillt sei, hierbei Recht und 
Gesetz einzuhalten. Oder umgekehrt so 
es doch nur heißen - nur wenn man geg 
die friedliche Nutzung der Kernenergie 
sei, könne man auch zum Schütze der 
Menschen verantwortungsbewußt han- ^ 
dein. Ein solches Denken ist zutiefst dia- 
bolisch. Sie und viele Ihrer Leute betre'^ 
ben eine der perfidesten Argumentation 
die ich je gehört habe. Dies werde ich 
nicht durchgehen lassen. 

Nur eine Kampagne im 
Wahlkampf ^^ 

Im übrigen sind Sie erstaunlich stiU» 
wenn man bei Ihnen nachfragt, was 
denn in Ihrer Amtszeit als hessischer 
Umweltminister von 1991 bis 1994 g 
wüßt haben: „keinerlei Erkenntnisse 
heißt es dann lapidar. Herr Fischen      . 
ganzes Verhalten ist doch zutiefst e ^ 
vend. Ihnen geht es doch nur um ei° 



Sä§TOR-TRANSPORTE UiD 18/1998 ■ Seite 5 
u 

ampagne im Wahlkampf, aber das wer- 
n die Menschen schneller durchschau- 

n' als Ihnen lieb ist. 
nd wie ist das eigentlich mit der Distanz 

^ emer Sache, wenn der Kanzlerkandidat 
p r SPD Mitglied im Aufsrichtsrat von 

eUssenElektra - einem der von den Kon- 
jugationen betroffenen EVU - ist, aber 
See nocn: lm Aufsichtsrat von Preus- 
^nBlektra sitzt auch Herr Minister Möller 

Schleswig-Holstein, und Vorgängerin 
Q . Schröder war niemand anders als Frau 
f. etahn, die zuständige Atomaufsichtsmi- 
s- erin aus Niedersachsen. Dazu möge 
^ jeder selbst sein Urteil bilden, wenn 
Sei? ^ Reden insbesondere des Herrn 

r°der in diesen Tagen verfolgt. 
Nein      • 
^. n' mir geht es nicht um Wahlkampf, 
0,   §eht es um etwas anderes. Für jeden - 

nun für oder gegen die friedliche Nut- 
le § der Kernenergie - muß nämlich gel- 
ch ^ nser Handeln, mein Handeln als Si- 
w neitsministerin ist von Recht und Ge- 
be  

Und von dem entscheidenden Gebot 
ses 'mrr»t: vom Gebot der Sicherheit. Die- 

''chk • at)soluten Vorrang vor Wirtschaft- 
et oder Versorgungssicherheit. 

äs 7 
\ fr Uruckhalten von Informationen über 
iC ^erschreiten der Grenzwerte in 
aUch      Ich durch die EVU lst deshalb' 
de   

VVenn es keine Sicherheitsfrage in 
in £ Sinne ist, daß Gefahr bestanden hätte, 
tiesh-lnern Falle ninnehmbar. Und genau 
Qr'e alb habe ich die Erkenntnisse über 
ten v

Zvvertüberschreitungen bei Transpor- 
n^ci °n abgebrannten Brennelementen 
^.^sprechender Information aus 
nichtH^ich an die Öffentlichkeit gebracht - 
Herr ?

le Medien, nicht Herr Fischer, nicht 
truck - niemand anders als ich. 

W^  
v^jst geschehen? 

Hl ah    Wurden insgesamt 68 Transporte 
gebrannten Brennelementen von 

deutschen Kernkraftwerken nach La Ha- 
gue durchgeführt. In 16 Fällen sind an 
einigen Stellen (13 Bodenwannen- und 3 
Behälterkontaminationen) erhöhte radio- 
aktive Kontaminationen aufgetreten 
(über dem Grenzwert von 4 Bq/cm2). 
Die französischen Behörden haben darü- 
ber hinaus bestätigt, daß in Frankreich 
bei Transporten, die von französischen 
Kernkraftwerken stammen, auch Konta- 
minationen an der Außenabdeckung der 
Eisenbahn waggons festgestellt wurden. 
Dies bezieht sich - und das kann wegen 
der Verwirrung in der öffentlichen Dis- 
kussion gegenwärtig gar nicht oft genug 
gesagt werden - nur auf Transportvor- 
gänge aus französischen Kernkraftwer- 
ken. 

Trotz regelmäßiger Kontrolle 
keine Verschmutzungen 

In die britische Wiederaufbereitungsanla- 
ge Sellafield sind 1997/98 bisher insge- 
samt 50 Transporte aus deutschen Kern- 
kraftwerken verbracht worden. Aus Groß- 
britannien liegen aber bisher noch keine 
offiziellen Behördenmiteilungen über er- 
höhte Kontaminationen bei Brennelement- 
transporten aus Deutschland vor. Nach 
Angaben der britischen Betreibergesell- 
schaft BNFL weisen ein oder zwei Trans- 
portbehälter erhöhte Kontaminationen auf. 
Die Verschmutzungen sind trotz regel- 
mäßiger Kontrollen in Deutschland nicht 
entdeckt worden. In Deutschland wurden 
zu keinem Zeitpunkt erhöhte Kontamina- 
tionen festgestellt. 

Die deutschen Betreiber haben bereits seit 
Jahren Kenntnis von konkreten Ver- 
schmutzungen deutscher Transportbehäl- 
ter. Gleichwohl wurden das Eisenbahn- 
bundesamt und das Bundesumweltmini- 
sterium über diesen Sachverhalt nicht in- 
formiert. Die Energieversorgungsunter- 
nehmen haben dies in einer gemeinsamen 
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Erklärung vorgestern erneut gegenüber der 
Öffentlichkeit eingeräumt. 
Ein für allemal möchte ich klarstellen: 
Erstmals ist das Bundesumweltministeri- 
um mit Telefax vom 24. April 1998 von 
den in Valognes festgestellten konkreten 
Kontaminationen über die französischen 
Behörden informiert worden. Am 19. Mai 
1998 wurde das Bundesumweltministeri- 
um von den erhöhten Kontaminationen an 
Transportbehältern in Sellafield durch das 
niedersächsische Umweltministerium in- 
formiert. 
Ich habe es in diesen Tagen auch noch mit 
einer völlig absurden Diskussion zu tun. 
Es wird ein vermeintlicher Widerspruch 
zwischen den Aussagen mancher Wissen- 
schaftler oder Techniker und den Aussa- 
gen des Bundesumweltministeriums her- 
beigeredet. Einen solchen Widerspruch 
gibt es nicht. 
Es trifft zwar zu, daß das in der Wissen- 
schaft erörterte Problem möglicher Konta- 
minationen bei Brennelementtransporten, 
die erst zu einem späteren Zeitpunkt fest- 
gestellt werden können, in Fachkreisen 
bekannt war. Weil sich aber bei allen be- 
kannten Kontrollmessungen keine Grenz- 
wertüberschreitungen ergeben haben, war 
dies für die Aufsichtsbehörden in Frank- 
reich, Großbritannien und der Schweiz 
kein Anlaß für zusätzliche Nachforschun- 
gen. Die in Deutschland von den Auf- 
sichtsbehörden der Länder und den EVU 
durchgeführten Messungen in den Kern- 
kraftwerken wie auch die Kontrolle durch 
das EBA haben das bestätigt. Was läuft 
denn nun eigentlich tatsächlich ab? 

In der Zuständigkeit der 
Bundesländer 

Messungen an Behältern und Waggons 
werden vor der Verladung in der Zustän- 
digkeit der Bundesländer vorgenommen. 
Hierbei haben sich keine Hinweise auf 

Kontaminationen ergeben. Während des 
Transports führt das Eisenbahnbundesafl1 

auf Bahnhöfen stichprobenartig Messun- 
gen an Behältern und Waggons durch. 
Auch hierbei haben sich keine Hinweise 
auf Kontaminationen ergeben. 
Somit wurde in Deutschland keine Reali' 
sierung eines Phänomens festgestellt, W°' 
nach die Möglichkeit einer Grenzwert- 
überschreitung im Verlaufe eines Trans- 
portes bestehe. Daraus folgt: 
Erst durch die Messungen bei der Umla- 
dung auf französischer Seite konnte eine 
Realisierung der bestehenden Möglichke 

einer Grenzwertüberschreitung festgeste 
werden. Sowohl die französische Seite a 
auch die durch sie unterrichteten Energy 
Versorgungsunternehmen haben es aber 
unterlassen, den zuständigen Behörden i 
der Bundesrepublik Deutschland ihre 
Kenntnisse über diese Messergebnisse z 
übermitteln. 

Das Bundesumweltminister!' 
um hat unmittelbar nach Kenntnis der 
Vorgänge von sich aus die Öffentlich*6 

informiert. Das Bundesumweltminister'' 
um hat vor dem 24. April 1998 keine 10' 
formationen über die in Valogne festge' 
stellten konkreten Kontaminationen übe 

die französischen Behörden gehabt. Va 

Bundesumweltministerium ist seiner 
Sorgfalts- und Aufsichtspflicht nachge- 
kommen. 
Nach den nunmehr vorliegenden k°n ^g, 
ten Kenntnissen sind wir jetzt in der L c 

zu handeln und das Problem zu lösen- 
Deshalb habe ich vorgestern einen 10' 
Punkte-Plan der nächsten Schritte und 
Maßnahmen vorgelegt, der konsequeü 
und strikt umgesetzt werden muß: 

U Vorlage eines Untersuchungsber|c^ 
über die dem Bundesumweltminister! 
seit dem 24. April 1998 bekannten Vor fl, 
kommnisse durch die Gesellschaft tu 
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,agen- und Reaktorsicherheit (GRS). Es ist 
n übrigen mehr als merkwürdig, wenn 

akk    r emen Seite die Opposition die Un- 
abhängigkeit der GRS anzweifelt, mich 

'der anderen Seite aber beispielsweise 
e'n Kollege Bartenstein aus Osterreich 

p r einigen Tagen dringend gebeten hat, 
j^Perten der GRS nach Österreich zur 
L nterstützung der Prüfung der Sicher- 
, '^auflagen für das slowakische Atom- 

sei 'Werk Mochovce zu entsenden. Das 
c, nur am Rande bemerkt. Prüfung mögli- 
. er Konsequenzen, sollte es Defizite bei 

r Durchführung der geltenden Kontroll- 
k, jungen durch die Länder-Aufsichts- 

"örden und das Eisenbahnbundesamt 
8e§eben haben. 

SA SJ   Anweisung an das Bundesamt für 
rahlenschutz, künftig in allen Genehmi- 

ÜaR en durch Auflagen sicherzustellen, 
Rückmeldungen der Energieversor- 

K   ^unternehmen bzw. Kernkraftswerks- 
(j reiber an die deutschen Aufsichtsbehör- 
(le_ vLänderbehörden und Eisenbahnbun- 
PH.aiTit) über mögliche Kontaminationen 
Hen. 

^P    . tau Anführung eines Informationsaus- 
j5' ^Systems zwischen Deutschland und 
, nkreich sowie Deutschland und Groß- 
^annien. 

on Überprüfung der inneren Organisati- 
(|je^

ruktur in den Kernkraftwerken durch 
.   8undesländer. 

a^.    eränderung der Aufgaben- und Ver- 
Unr .^ungsstruktur des Transportsystems 
kon   

Qln belastbares neues Organisations- 
^n 6'Dt ^er deutschen Energieversor- 
^sunternehmen. tj 
(lery

0r'age, Bewertung und Umsetzung 
%e °

rscr|läge der Energieversorgungs- 
lien

rnehmen zu technischen Maßnah- 
' Urn in Zukunft eine Überschreitung 

der zulässigen Grenzwerte zu vermei- 
den. 

Veröffentlichung und Auswertung 
aller seit 1995 vorgenommenen Messun- 
gen von Brennelementtransporten durch 
das Eisenbahnbundesamt und der 
Meßprotokolle der Landesaufsichts- 
behörden. 

Prüfung möglicher rechtlicher Schrit- 
te gegen Verantwortliche. 

Fortgelten des verhängten Stopps von 
Transporten bestrahlter Brennelemente ins 
Ausland und im Inland. 
Ich werde ich mit den Länderumweltmini- 
stern und -atomaufsichtsministern die die 
Länder betreffenden Punkte des 10-Punk- 
te-Plans erörtern. Niemand darf sich aus 
seiner Verantwortung stehlen. Deshalb ha- 
be ich auch die Länder aufgefordert, sämt- 
liche Meßprotokolle über die Eingangs- 
und Ausgangskontrollen in den Kernkraft- 
werken im Zusammenhang mit den Trans- 
porten bestrahlter Brennelemente ins Aus- 
land und im Inland zu übersenden. Die 
Stromerzeuger habe ich mit Schreiben 
aufgefordert, mir bis zum 3. Juni ihre Vor- 
schläge über technische und organisatori- 
sche Maßnahmen zuzusenden. 
Angesichts dieser Fakten und des bisheri- 
gen Erkenntnisstandes kann ich mich nicht 
mehr des Eindrucks erwehren, daß der 
konkrete Fall der Grenzwertüberschreitun- 
gen bei Transporten nach Frankreich man- 
chen ganz gelegen kommt, um dieses Pro- 
blem für ganz andere Zwecke zu instru- 
mentalisieren: 

Erstens will man offensichtlich den Aus- 
stieg aus der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie mit allen Mitteln herbei- 
zwingen - notfalls auch mit Unwahrhei- 
ten und um jeden Preis, weil man natür- 
lich kühl kalkuliert, daß Meldungen über 
nicht zu billigende Grenzwertüberschrei- 
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tungen Ängste auslösen und zwischen 
Verunreinigungen und realer Gefahr 
kaum noch unterschieden wird. Das ist 
eine zutiefst verantwortungslose Politik. 
Und zweitens geht es doch eigentlich nur 
noch um Wahlkampf, wenn man Herrn 
Fischer in seiner Pressekonferenz förm- 
lich den inneren Drang ansieht, dieses 
Vorkommnis zu nutzen, um von eigenen 
Desastern wie Beschlüssen zum Ausstieg 
Deutschlands aus der NATO oder der Er- 
höhung des Benzinpreises auf 5,00 DM 
abzulenken. 
Aber genau dieses Verhalten führt uns so- 
gar noch zu einem entscheidenden Punkt 
beim Umgang mit Hochtechnologien. 
Klar ist: Der Umgang mit Hochtechnolo- 
gien fordert klare Grenzwerte und Richtli- 
nien zur Vermeidung von Sicherheits- 
bzw. Gesundheitsrisiken. Überschreitun- 
gen und Nichteinhaltungen müssen kon- 
kret kontrolliert und im Zweifelsfalle um- 
gehend abgestellt werden. Weil aber nicht 
jedes theoretisch denkbare physikalische 
Phänomen absolut im Vorfeld ausge- 
schlossen werden kann, gibt das Kriteri- 
um der Sicherheitsrelevanz ein Hand- 
lungsraster vor, nach dem etwa mit Hilfe 
von Messungen Risiken eingeschätzt, be- 
wertet und unterschieden werden können. 
So wird es möglich, daß man weder einen 
Staat völlig bewegungs- und handlungs- 
unfähig macht, noch daß man über be- 
stimmte Vorkommnisse und Erscheinun- 
gen einfach hinwegsieht oder sie gar billi- 
gend in Kauf nimmt. 
Untrennbar hiermit verbunden ist das Ge- 
bot der Transparenz - das heißt in diesem 
Fall Offenlegung und Austausch konkreter 
Meßergebnisse. 
Und schließlich gehört zu einer verant- 
wortungsvollen Einschätzung des in die- 
sem Fall von den Energieversorgungsun- 
ternehmen eingeräumten Versäumnisses 
bei der Übermittlung von Informationen 
über Meßergebnisse beim Transport abge- 
brannter Brennelemente für mich auch 

noch folgendes: Es darf keine Pauschal- 
verurteilung vorgenommen werden. DeS' 
halb muß dieser Sachverhalt in den Ge- 
samtzusammenhang der Entsorgung ra- 
dioaktiver Abfälle und der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie eingeordnet 
werden. Es gehört zu meiner Verantwor- 
tung als Umwelt- und ReaktorsicherheÜs' 
ministerin, dies genauso deutlich zu ma- 
chen, wie - gerade wegen der verstand^' 
chen Ängste der Menschen - die notwef 
digen Schritte zur Klärung des konkreten 
Problems weiter voranzubringen. Ich ha- 
be diese Verantwortung auch und gerade 
in bezug auf das Engagement deutscher 
Unternehmen zur Verbesserung der Si- 
cherheitskonzeption von Kernkraftwerk6 

in Mittel- und Osteuropa. Denn dort - un 

das sollte trotz der Vorkommnisse in 
Frankreich nicht vergessen werden - he' 
gen die wahren Gefahren durch die Kefl1 

energie. 

Das Entsorgungskonzept muß 
weiterentwickelt werden 

Auf dieser Grundlage kann im Umgang 
mit der Kernenergie in Staat und Politik 
verantwortungsbewußt gehandelt werde 
Auf dieser Grundlage kann das Vertraue 
der Menschen in die Sicherheit und die 
Verantwortbarkeit der Nutzung und An- 
wendung von Hochtechnologien wie de 
Kernenergie erhalten oder wiederherge' 
stellt werden. Aber dabei kommen wir 
noch um eines nicht herum: Das 197" 
zwischen Bund und Ländern vereinbar 
Entsorgungskonzept muß weiterentwie  . 
werden. Ein parteiübergreifender Kons 
wäre Grundvoraussetzung für Vertraue 
bei der Nutzung der Kernenergie. Erw 

de dazu beitragen, nicht nur die Vor-     ., 
kommnisse ohne falsche Verdächtigung 
und Behauptungen rückhaltlos aufzu- 
klären, sondern sie auch in den Gesarr1 

sammenhang redlich einzuordnen - ö    f 
auch das ist meine Aufgabe. 
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jWieskanzler Helmut Kohl: 

Unsere Reformpolitik entlastet 
den Mittelstand 

Ndi 
übe 
ne 

die Debatte über den Status und 
r den Mittelstand unseres Landes ei- 

jj Zentrale Frage ist und eine zentrale 
^batte verdient, ist Gott sei Dank un- 

dritten. Wir sind gemeinsam der Mei- 
^. n§> daß eine wirklich gelebte soziale 

arktwirtschaft ohne einen Iebensfähi- 
^n Mittelstand nicht denkbar ist. 

> r Mittelstand ist der größte Arbeitgeber. 
.  ei Drittel unserer Arbeitnehmer finden 
. rt Arbeit und Brot. 
Kl ür ju. ^ich ist ganz besonders wichtig: Der 
de l^stand ist der wichtigste Ausbilder 
(j   Ration. Vier Fünftel aller Lehrstellen, 
taj  e'^t, vier Fünftel der jüngeren Gene- 
ra ^n außerhalb des akademischen Be- 
£uk   Werden dort ausgebildet und finden 

I), 
uinft. 

Cr/Mittelstand ist der bedeutendste Steu- 

^ich er" ^as vielleicnt nocn senr viel 

in ^iger ist: Dieser Mittelstand ist gerade 
Vj  ,r Gesellschaftsordnung der sozialen 
CL  ^Wirtschaft eine Form gesellschaftli- 
|jci   Gebens, wo sich in einer ungewöhn- 
^ §'ücklichen Weise die Fähigkeit des 
bej.

aiTlIT|enlebens von Arbeitgeber und Ar- 
§an        er täglich zeigt, und zwar in einer 
,   z Modernen Form. 

kus 
esen Betrieben muß man keine Dis- 

le'i "°nen über Leistungsbereitschaft und 
%n 

Un§swille führen; denn ohne Lei- 
be ^Bereitschaft und Leistungswille gä- 
vieie    ese Betriebe nicht. Die Inhaber 
bejls

r dieser Betriebe haben nicht eine Ar- 
reti be,t0r(lnung, wie es in manchen ände- 
rt ereichen kodifiziert ist. Vielmehr 
lriebeS ^ei vielen einfach darum, den Be- 

^frecht zu erhalten. 

Besondere Beziehung 
Was ich immer als besonders glücklich 
empfinde: Es gibt eine sehr persönliche 
Bindung und Beziehung zwischen Arbeit- 
geber - in vielen Fällen, nicht immer - 
und dem Arbeitnehmer. 
Der französische Begriff „patron" läßt et- 
was davon offenbar werden. Es hat nichts 
onkelhaftes an sich, sondern hat etwas mit 
Beziehung zu tun. Wenn man weiß und 
miterfährt, kann man sagen: Wenn mittel- 
ständische Betriebe in große Schwierig- 

Aus der Rede des Bundeskanz- 
lers in der Mittelstandsdebatte 
des Deutschen Bundestages 
am 28. Mai 

keiten geraten, etwa Arbeitnehmer entlas- 
sen müssen, dann ist schon die Tonart im 
Umgang miteinander völlig anders, als 
man das leider in manchen deutschen 
Großbetrieben auch im Fernsehen beob- 
achten kann. Nirgendwo in der Gesell- 
schaft findet sich auch eine so persönliche 
Bindung an die Region, oder genauer ge- 
sagt, an die Heimat. 

Es ist ja kein Zufall, daß sich gerade in der 
kommunalen Politik quer durch die Rat- 
häuser Deutschlands viele Männer und 
Frauen aus dem Mittelstand in allen Par- 
teien finden, die sich hier in einer beson- 
deren Weise engagieren. Sie haben nicht 
einen Fünfjahresvertrag, sondern einen 
Lebensvertrag. Insoweit haben sie auch ei- 
ne persönliche Bindung. Eine solche Bin- 
dung besteht auch zwischen ihnen und den 
Arbeitnehmern in ihrem Betrieb. Daher 
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haben wir allen Grund, diesen Männern 
und Frauen unseren besonderen Respekt 
zu erweisen. Dem will ich gleich ein Wort 
des Dankes anfügen. Was mich immer 
wieder ganz besonders beeindruckt, ist ih- 
re Bereitschaft, in Generationen zu den- 
ken. Wer in Generationen denkt, ist auch 
fähig, an die nachwachsende Generation 
zu denken. 

Lehrstellen im Mittelstand 
Damit sind wir schon mitten in der Diskus- 
sion, die wir Jahr für Jahr zum Thema 
Lehrstellen führen. Ohne die Bereitschaft 
des Mittelstandes - des Einzelhändlers ge- 
nauso wie des Freiberuflers oder des 
Handwerkers - wäre es überhaupt nicht 
möglich, Jahr für Jahr über 600.000 
Lehrstellen jungen Leuten zur Verfügung 
zu stellen. Wer sich so wie ich persönlich 
seit vielen Jahren in dieser Frage engagiert, 
kann ermessen, was es heißt, wenn in einer 
Diskussion bei einer Handwerkskammer 
oder bei einer IHK gesagt wird, man müs- 
se die Zahl der Ausbildungsplätze in die- 
sem Jahr erhöhen, man sich dann die Leute 
anschaut und erklärt, man würde ein paar 
Auszubildende mehr aufnehmen. 

Das liegt daran, daß sie eine persönliche 
Verpflichtung, eine Bindung jungen Leu- 
ten gegenüber empfinden. Deswegen ver- 
dienen alle, die das tun, unsere besondere 
Sympathie und Unterstützung. Aber sie 
verdienen es überhaupt nicht, mit einer 
Sondersteuer belegt zu werden. Natürlich 
weiß ich auch, daß dieses Zurverfü- 
gungstellen von Lehrstellen immer wieder 
auch einen gewissen Einsatz und eine ge- 
wisse Aktivität notwendig macht. Würden 
wir da alle mehr zusammenarbeiten und 
würde nicht der eine oder andere dieses 
Werk mit Häme verfolgen, dann wäre es 
sehr viel leichter. 

Koalition hat gehandelt 
Innovative mittelständische Unternehmen 
und Existenzgründungen sind die Voraus- 

setzungen für Wachstum und Beschäfti- 
gung. Wachstum und neue Arbeitsplätze 
sind ohne eine dynamische Entwicklung 
des Mittelstandes in Deutschland über- 
haupt nicht denkbar; deswegen war die 
Politik der Koalition und der Bundesregie' 
rung immer auf dieses Ziel ausgerichtet. 
Soweit unsere Mehrheit dies zugelassen 
hat, haben wir die dafür notwendigen En1' 
Scheidungen getroffen. Beispielsweise di 
Neuregelung der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall. Allein im Handwerk wen- 
den fast 50 Prozent der Betriebe die neuen 
Möglichkeiten an. Das heißt, sie leisten e1' 
nen wichtigen Beitrag zur Sicherung von 
Arbeitsplätzen. 

Sie von der SPD haben jetzt erklärt, daß 
Sie diese Reformen zurücknehmen wer- 
den. Dabei ist es allerdings etwas sonder- 
bar, daß Sie auf der einen Seite erklären, 
es sei überhaupt nichts geschehen, Ref°r' 
men fänden nicht statt, und auf der ande- 
ren Seite die nicht stattgefundenen Ref°r' 
men wieder zurücknehmen wollen. Wel- 
che Verhetzungen es im Bereich der Ent- 
geltfortzahlung im Krankheitsfall in den 
vergangenen Jahren gegeben hat, spotte 
wirklich jeder Beschreibung. Sie wissen 
so gut wie ich, daß wir damit eine Ent'a' 
stung in der Größenordnung von 20 Mn 
arden DM möglich machten. Sie wissen 
gut wie ich, daß neben anderen Gründe 
auch diese Regelung dazu geführt hat, 
sich in Deutschland die Situation der 
Kränkenstände und vieles andere mehr 
wesentlich verbessert hat. 

iel: 
Reformen waren richtig 
Ich erinnere noch an ein anderes Beisp 
Vor dem Hintergrund der Veränderung 
beim Kündigungsschutz ist der Zusam- 
menbruch des Sozialstaates an den H<^ 
zont gemalt worden. Es ist doch wa^lrCn 

auch das gehört in diese Bilanz -, daß 
Handwerk bis jetzt bereits über 20.0^ 
neue Arbeitsplätze geschaffen wurden- 
Aus den jüngsten Umfragen des Han 
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^erks selbst ergibt sich, daß rund 40 Pro- 
l*jnt der Handwerksbetriebe zusätzliche 
/htarbeiter einstellen wollen. Deswegen 
. aren die Reformen richtig. Wenn Sie 

zt sagen, Sie nehmen sie zurück, dann 
agen Sie bitte dazu, daß Sie damit die Ar- 
glosigkeit in Deutschland vermehren. 

Runder fördern 
s 'st hier schon viel von den Existenz- 

Indern gesprochen worden. Wir stim- 
c].

en zumindest in dem Punkt überein, daß 
,   Zukünftige Entwicklung in unserem 
se^d entscneidend von denen in der Ge- 

. Ischaft beeinflußt werden, die bereit 
^ H das Wagnis einer Existenzneugrün- 

. ng auf sich zu nehmen. Die Bundesre- 
^erung und die Koalition haben in diesem 

ereiCn eine ganze Menge auf den Weg 
gebracht. 

^ill in diesem Zusammenhang erwäh- 
I   ' ^a^ m den letzten Jahren ein enormes 
3A

eresse an der Nutzung des Meister- 
A   *öGs zu verzeichnen ist. Wenn Sie die 
ve 

S?aben der öffentlichen Hand im uni- 
^ü

rsUären Bereich für Studenten mit den 
^ sgaben im Handwerksbereich für die 

•steranWärter vergleichen, dann kom- 
f(ih

n Sie zu dem Schluß, daß die Ein- 
^ng des Meister-BAföGs überfällig 
j.  • Die Lohnkostenzuschüsse für Exi- 
^ 2gründer zeigen Wirkung. Im Gegen- 
ki 2u dem, was eben hier gesagt wurde, 
^ ,.n wir jungen Unternehmen den Gang 
Ijr, ,e Börse und die Aufnahme von Betei- 
lig ngskapital erleichtert. Die Substanz- 
gen 6rn auf Gewerbekapital und -vermö- 
I(i   Wurden abgeschafft. 
^gesamt ist doch erkennbar, daß diese 
ver^

rmPolitik das wirtschaftliche Klima 
So \v

eSsert hat. Wir sind zwar noch nicht 
h^t rf11, W'e 'cn es m'r wunscne, aber es 
§ege?

cn eine wesentliche Verbesserung 
^ß d,e"" ^r mussen dafür Sorge tragen, 
W 'Wenigen, die die Selbständigkeit 
tersiü

n w°Uen, auch die notwendige Un- 
Zung in der Gesellschaft bekommen. 

Soziale Politik 
Fast alle hier im Saal haben bei Meister- 
freisprechungsfeiern bei der Industrie- und 
Handelskammer und den Handwerkskam- 
mern junge Leute mit bester Qualifikation 
erlebt, die auch durchaus bereit waren, 
sich selbständig zu machen, und zwar 
nicht nur, indem sie den väterlichen Be- 
trieb übernehmen, sondern auch, indem 
sie selbst eine Existenzgründung wagen. 
Aber wenn Sie die gleichen jungen Leute 
ein Jahr später treffen und mit ihnen über 
ihre Erfahrung auf diesem Weg reden, er- 
halten Sie zutiefst deprimierende Antwor- 
ten. Deswegen müssen wir alles tun, daß 
hier ein Umdenken stattfindet. Das haben 
wir, soweit es die öffentliche Hand und 
den Bund betrifft, auf allen Feldern getan. 
Trotz aller Schwierigkeiten ist offenbar, 
daß die Zeichen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung für den Mittelstand in Deutsch- 
land günstig sind. Die Reformarbeit trägt 
Früchte. Der Aufschwung gewinnt an 
Breite. Es ist nicht zu leugnen, daß dies ei- 
ne soziale Politik ist. 
Das zeigt sich vor allem in der Preissta- 
bilität. Eine Preissteigerung von nur rund 
1 Prozent ist Sozialpolitik für die Leute 
mit kleinem Einkommen. Die Tatsache, 
daß die Zinsen so sind, wie sie sind, 
nämlich auf dem niedrigsten Niveau seit 
Bestehen der Bundesrepublik, ist eine 
hervorragende Botschaft für die Investi- 
tionen, nicht zuletzt im Bereich des 
Wohnungsbaus. 

Wir werden den Wählern in 
Deutschland sagen: Die Brücke 
zum 21. Jahrhundert ist sicher 
und stabil gebaut. Aber es kostet 
Anstrengung, von dieser Zeit in 
die andere zu kommen. Wer et- 
was anderes sagt, belügt die 
Wähler. Daran beteiligen wir uns 
nicht. Das wird sich zeigen. 
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Das Zukunftsprogramm der Union 

Garant für eine positive 
Entwicklung des Mittelstands 

Zu der herausragenden Bedeutung des 
Mittelstands für die deutsche Wirt- 
schaft erklärte der wirtschaftspolitische 
Sprecher des Bundesvorstandes, Bun- 
desminister Matthias Wissmann: 
Mittelständische Unternehmen, die sich 
im Wettbewerb der Marktwirtschaft be- 
haupten und bewähren, bilden die solide 
Basis des wirtschaftlichen Erfolgs der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Der Mittelstand ist und bleibt das Rück- 
grat unserer Wirtschaft. Er zahlt 60% der 
Steuern und stellt 80% unserer Ausbil- 
dungsplätze. Der Mittelstand erwirtschaf- 
tet fast die Hälfte unseres Sozialprodukts 
und ist der Motor für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. 
So sind in Westdeutschland in den kleine- 
ren und mittleren Betrieben zwischen 
1987 und 1996 zwei Millionen neue Ar- 
beitsplätze geschaffen worden, während in 
Großunternehmen in diesem Zeitraum 
500.000 Arbeitsplätze abgebaut wurden. 
Insgesamt arbeiten fast 20 Millionen Ar- 
beitnehmer in Betrieben mit weniger als 
500 Mitarbeitern. Damit ist der Mittel- 
stand in Deutschland der größte Arbeit- 
geber. 
Wir wissen: Die große Anzahl der mittel- 
ständischen Unternehmen ist ein wesentli- 
cher Vorzug Deutschlands im internationa- 
len Standortwettbewerb. Deshalb startet 
die Union mit ihrem Zukunftsprogramm 
eine Offensive für Existenzgründer und ei- 
nen selbständigen Mittelstand. Zentrales 
Anliegen unserer Mittelstandspolitik wird 
es auch künftig sein, den mittelständi- 

schen Unternehmen ein Maximum an En1' 
faltungsmöglichkeiten zu geben, damit stf 
ihren entscheidenden Vorzug, nämlich 
Kundennähe, Flexibilität und Service, voll 
zum Tragen bringen zu können. 
An erster Stelle unserer Mittelstandsofte11' 
sive steht die Umsetzung der großen Steu' 
erreform bei Lohn- und Einkommensteue 
mit einem Nettoentlastungsvolumen von 
30 Milliarden DM für alle Einkommens- 
gruppen. Im Gegensatz zur SPD, die mit 
der Wiedereinführung der Vermögensteue 
und der Einführung einer Mindeststeuer 
insbesondere beim Mittelstand abkassie- 

Das SPD-Programm ist Aus- 
druck alten Denkens, ein 
großes Umverteilungspro- 
gramm, das einseitig nur die 
Unternehmen, insbesondere 
den Mittelstand belastet. 

ren will, sieht das Zukunftsprogramm & 
Union eine wesentliche Steuer- und Ap& 
benentlastung der deutschen Wirtschaft 
und vor allem des Mittelstands vor. &n^e 

solche Steuerentlastungsstrategie wird 
Dynamik unserer Wirtschaft verstärke11 

und Hunderttausende neuer Arbeitsplan 
schaffen. 
Wir wollen auch nicht - wie dies SP^ 
und Grüne zusammen vorhaben - actl 

neue Steuer- und Abgabenarten ein-    . 
führen: nationale Energiesteuer, Ker°_ 
Steuer, Devisensteuer, VermögensteU 
Schwerverkehrsabgabe, Lastenaus- 
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j=|eichsabgabe, Ausbildungsabgabe und 
Mlndeststeuer. 

,r brauchen stattdessen eine neue Kultur 
.er Selbständigkeit. Wir werden deshalb 

nternehmensgründungen leichter 
achen. Ansatzpunkte hierfür sind ins- 

besondere 

Information, Beratung und Genehmi- 
gUngserteilung aus einer Hand, 

Abbau überflüssiger Vorschriften und 
. a»stischer Meldepflichten sowie Zusam- 

enfassung des komplexen Umweltrechts 
u emem Umweltgesetzbuch. 
lr Werden die Förderung von Existenz- 

Indern und mittelständischen Unterneh- 
SfGk auf nonem Niveau fortsetzen. Dafür 
. ehen 1998 und 1999 bereits Finanzhilfen 
v 

h°rrn von Darlehen der ERP-Sonder- 
ermögens von 13 Milliarden zur Verfü- 

gung. 
Wir r Werden die Voraussetzungen für Wag- 
ä Kapital entscheidend verbessern, u.a. 

durch ein spezielles Börsensegment für 
§e, innovative Unternehmen, 

§Urw,ne Verbesserung der Rahmenbedin- 
I    §en der Märkte für Beteiligungskapital 
an ^0rbörslichen Bereich und beim Gang 
nd,e Börse, 

^ ein umfassendes Beratungs-/Unterstüt- 
Q §sangebot für Unternehmen in der 

undungsphase und 
IVj ,en Aufbau von Informations- und 
tau     Börsen für kapitalsuchende Unter- 

w      • 
f(ir w.ollen auch die Zahlungssicherheit 
tiie    

ltte'stands- und Handwerksunterneh- 
&e. ,Verbessern. Als Maßnahmen zur 
ral i,aniPfung der schlechten Zahlungsmo- 
% 

K°mmen 

VeJ
ne Überprüfung der Erhöhung der 

% :
ugszinsen, 

Aus  
erbrückungskredite der Deutschen 

&n   eicnsbank bei Zahlungsverzögerun- 

JUn 

• die Einrichtung zentraler Mahngerichte 
und -verfahren in den neuen Bundeslän- 
dern sowie 

• die Verbesserung der Kommunal auf- 
sieht bei Zahlungsausfällen und -Verzöge- 
rungen durch kommunale Auftraggeber 
in Frage. 

Die Maßnahmen unseres Zukunftspro- 
gramms sind die Basis für eine erfolgrei- 
che Zukunft der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen in Deutschland an der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert. 

Dagegen sind die im SPD-Programm er- 
haltenen wirtschaftspolitischen Maßnah- 
men Gift für den Mittelstand und gefähr- 
den Tausende von Arbeitsplätzen. 

Notwendige Reformen, die die Union zur 
Entlastung des Mittelstands durchgesetzt 
hat, wie die Kürzung der Lohnfortzahlung, 
die Einschränkung des Kündigungs- 
schutzes und die Rentenreform will die 
SPD rückgängig machen. 

Das SPD-Programm ist Ausdruck alten 
Denkens, ein großes Umverteilungspro- 
gramm, das einseitig nur die Unterneh- 
men, insbesondere den Mittelstand bela- 
stet. Die SPD hat sich allen steuerlichen 
Entlastungen des Mittelstands in dieser 
Legislaturperiode entgegengestellt und 
wird es auch künftig tun. 
Von einem SPD-Konzept für den Mittel- 
stand kann also keine Rede. sein. Und so 
ist es auch nicht weiter erstaunlich, daß im 
Deutschen Bundestag anläßlich der heuti- 
gen großen Mittelstandsdebatte vom 
Kanzlerkandidaten der SPD, Gerhard 
Schröder, nichts zu sehen, geschweige 
denn zu hören war. Ein bißchen mehr als 
ein virtuelles Mittelstandskonzept dürfte 
Schröder schon anbieten. Es bleibt dabei: 
Wenn es darauf ankommt, zu wichtigen 
Fragen wie der Ausbildungsplatzabgabe 
oder zur Unternehmensbesteuerung Stel- 
lung zu nehmen, ist die Pirouette Schrö- 
ders Programm! ■ 
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Wichtige Voraussetzungen für den 
2. Strukturwandel geschaffen   ] 

In der Bundestagsdebatte des Deut- 
schen Bundestages zum Aufbau Ost am 
28. Mai führte der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und Sprecher der ostdeutschen 
CDU-Bundestagsabgeordneten, Paul 
Krüger, u. a. folgendes aus: 
Von Seiten der Opposition ist ein Szenario 
über die Situation in den neuen Ländern 
gezeichnet worden, das nicht der Wirk- 
lichkeit entspricht. Zu einer realistischen 
Einschätzung des Erreichten in den letzten 
acht Jahren kommt man nur, wenn man ei: 

ne Analyse der Ausgangsbasis vornimmt. 
Kurz vor dem Fall der Mauer skizzierte 
der Vorsitzende der Staatlichen Plankom- 
mission der DDR, Gerhard Schürer, die 
Leistungsfähigkeit der Wirtschaft so: 
„Die Verschuldung im nichtsozialistischen 
Wirtschaftsgebiet ist. . . gegenwärtig auf 
eine Höhe gestiegen, die die Zahlungs- 
fähigkeit der DDR in Frage stellt. " 
Die Untersuchung Schürers bietet einen 
anschaulichen Überblick über die desolate 
Situation der Wirtschaft in der DDR. Sie 
ist praktisch eine schonungslose Bankrott- 
erklärung. Wie anders soll man es nennen, 
wenn Schürer erklärt, daß eine Verbesse- 
rung der Situation nur möglich wäre bei 
Absenkung des Lebensstandards um 30%? 
Jeder sollte sich diese Alternative gele- 
gentlich vor Augen führen. 

Ähnlich hohe Arbeitsplatzdichte 
wie im Westen 
Wenn wir die seit damals erreichten Lei- 
stungen gelegentlich wiederholt darstel- 
len, dann nur, um das irreale Bild richtig 
zu stellen, das die Opposition hier immer 
wieder zeichnet. 

Die größte Leistung ist die ähnlich hohe 
Arbeitsplatzdichte wie in den alten Län- 
dern. Es ist ein Gebot der Ehrlichkeit zu 
sagen, daß natürlich in erster Linie die 
großartigen Leistungen der Menschen in 
Ost und West dafür verantwortlich sind: 
# Die Aufbauleistungen der Menschen & 

den neuen Ländern und 
# die solidarische Bereitschaft der Bevor 

kerung in den alten Ländern. 
Es ist dann aber auch festzustellen, daß 
die Politik der Bundesregierung und der 
sie tragenden Koalitionsparteien eine gute 

Grundlage für die zu verzeichnenden Er- 
folge darstellen. 
Trotz aller Erfolge im Aufbau Ost ist das 
Hauptproblem seit der Wiedervereinigung 
daß es nicht gelungen ist, ausreichende 
Arbeitsplätze für diejenigen, die Arbeit 
suchten und brauchten, zur Verfügung zü 

stellen. Deshalb wurde die Entwicklung' 
den neuen Bundesländern in enormen 
Umfang mit arbeitsmarktpolitischen M^ 
nahmen begleitet. 

Chancen für zusätzliche 
Arbeitsplätze nutzen 

# Dabei ist unsere Auffassung, daß die gr° 
mögliche Solidarität mit den Arbeitsuche 
den übt, wer die vorhandenen Chancen 
zusätzliche Arbeitsplätze auf dem re- 
gulären Arbeitsmarkt am wirkungsvoll 
nutzt. An diesem Ziel hat sich nicht nur 
Wirtschafts- und Tarifpolitik der Tariff' 
tragsparteien, sondern auch die aktive ■& 
beitsmarktpolitik auszurichten. Wichtig 
daß die Maßnahmen die betroffenen Me 

sehen nicht nur finanziell absichern, s° , 
dem für sie auch persönlich sinnvoll sin 
indem sie ihnen zusätzliche, für den Ar' 
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e'tsmarkt nützliche Qualifikationen ver- 
'Kein, indem sie ihnen soziale Anerken- 

Jjng durch Arbeit ermöglichen, und vor 
,. ^m, indem sie ihnen - wo irgend mög- 
lc" - neue berufliche Perspektiven auf 
ern regulären Arbeitsmarkt erschließen: 

Das im April letzten Jahres in Kraft ge- 
etene Arbeitsförderungsreformgesetz mit 
uier Orientierung auf den regulären Ar- 

^tsmarkt hat diesbezüglich wichtige Ver- 
esserungen geschaffen. 

k Als besonders erfolgreich hat sich der 
^ondere Lohnkostenzuschuß für die ost- 

utschen Unternehmen erwiesen. Allein 
ank dieses Instruments ist noch im Laufe 

sch-Jahres l998 mit rund l5000° Be" 
s !järtigungsverhältnissen in der Wirt- 
' haft zu rechnen. 

Wir fordern ausdrücklich die Kommu- 
. n und alle anderen Träger öffentlicher 
,   tgaben auf, die in den vielfältigen neuen 

**tnjmentarien gegebenen Spielräume bei 
lj eits'narktfördernden Maßnahmen mög 

^st rasch und vollständig aiisrusrhnnfi»: 

fh 
rasch und vollständig auszuschöpfen. 

nase der Stabilisierung und 
es Wachstums 

p
a^h dem Strukturwandel der letzten Jah- 

der den Menschen viel abverlangt hat, 
en wir nun in die Phase der Stabilisie- 

ret 

Di 
'§ und des Wachstums. 

^M SPD sPricnt heute von Stillstand ~ 
de  

w'rd von der Wirklichkeit sofort wi- 
(s

r'egt. Das Handelsblatt titelt heute: 
l'ndtreundlicn war das Klima in der Ost- 
|^0 ,str'e noch nie" und weist dies anhand 

nkreter Zahlen auch nach. 

tend'e ^acnstumsmdikatoren im verarbei- 
üejt ^ Gewerbe (Industrie) sind bereits 
b     y% kontinuierlich äußerst positiv. 
Q^uktionswachstum: 1997 ca. 10%; 1. 

4rta' 97/1. Quartal 98 ca. 20% 

• Wachstum bei chemischer Industrie, 
metall- und kunststoffverarbeitende Indu- 
strie, bei Maschinen- und Fahrzeugbau, 
bei Elektrotechnik 

• Wachstum bei Außenhandelsumsätzen 
von 30 bis 40% 

• Wachstum bei innovativen, wertschöp- 
fenden Dienstleistungen. 

In vielen Bereichen verzeichnen wir der- 
zeit jährlich zweistellige Zuwächse in der 
Arbeitsproduktivität. Diese Steigerung der 
Arbeitsproduktivität verhindern derzeit 
aber, daß das Wachstum zu mehr Arbeits- 
plätzen führt. 

Wir brauchen aber in den neuen Bundes- 
ländern wohl eher mehr Arbeitsplätze als 
in den alten Ländern: 
• Nachfrage nach Arbeit größer, 
• die Menschen sind nach 40 Jahren So- 
zialismus auf Arbeit angewiesen. Sozialis- 
mus hat die Menschen arm gemacht, und 
Arbeit ist meist die einzige Erwerbsquelle. 
Deshalb müssen wir in den neuen Bundes- 
ländern mehr Arbeitsplätze schaffen, um 
den Aufholprozeß der Menschen bezüg- 
lich der schrittweisen Angleichung der Le- 
bensbedingungen weiter erfolgreich ge- 
stalten zu können. 

Ausstieg der Gewerkschaften 
Der Ausstieg der Gewerkschaften aus dem 
„Bündnis für Arbeit Ost" bedeutet deshalb 
auch eine Entsolidarisierung von den In- 
teressen der Menschen in den neuen Bun- 
desländern. 

Man fragt sich: 

• Warum diese Entsolidarisierung der 
Gewerkschaften von den Arbeitslosen? 

• Warum werden die offensichtlichen Er- 
folge beim Aufbau Ost permanent durch 
die Opposition schlecht geredet? 
• Warum werden viele Vorschläge der 
Regierungskoalition, die zu mehr Wachs- 
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tum und Beschäftigung in den neuen Bun- 
desländern führen, durch die SPD im Bun- 
desrat blockiert? 

PDS-Widerstand gegen den 
Erfolg der Einheit 
Die Opposition darf der Regierung in kei- 
nem Bereich Erfolge anerkennen. Wegen 
des eigenen Machtanspruchs darf die Re- 
gierung nicht erfolgreich sein. Der sächsi- 
sche Ministerpräsident Biedenkopf hat 
recht mit der Aussage: 
„Die PDS ist der organisierte Widerstand 
gegen den Erfolg der Einheit." 
Die SPD reiht sich nunmehr in diesen Wi- 
derstand ein und verläßt wegen des eige- 
nen Machtanspruchs die Solidarität mit 
Ostdeutschland. Dabei wird auch das 
Nichtentstehen von Arbeitsplätzen in Kauf 
genommen. 
Allen ist klar: Wir brauchen dringend 
mehr Arbeitsplätze in Ostdeutschland. 
Arbeitsplätze entstehen durch: 
• Investitionen 
• Infrastruktur 
• Initiative (Existenzgründungen) 
• Innovationen. 
In einem der zahlreichen Anträge der SPD 
ist sie auch auf diese Komplexe eingegan- 
gen. Leider bleibt ihr Antrag sehr frag- 
menthaft und erweckt den Eindruck, daß 
sie entweder nicht weiß, was bereits für 
die neuen Länder auf den Weg gebracht 
wurde, oder auch nur teilweise das fordert, 
was bereits läuft. 
In vielen Fällen hat sie auch das, was sie 
jetzt fordert, verhindert und tut dies teil- 
weise noch heute. Deshalb darf ich einiges 
nochmals in Erinnerung rufen: Die SPD 
fordert u. a. 
• Lohnkostenzuschüsse - sie hat lange 

blockiert 
• Vermögensbeteiligung - und blockiert 

sie 

• innovative Technologien - und ist ge- 
gen den Transrapid. 
Die Liste könnte man beliebig fortsetzen. 

34 Mrd DM Investitionszulagen 
Unser Programm bedeutet „InvestitionszU' 
lagen" 1999-2004; das Gesamtvolumen 
beträgt ca. 34 Mrd. DM. Es stellt eine ver- 
läßliche Basis dar. Investitionen bleiben 
auf hohem Niveau und sind seit 1994 bis 
heute etwa konstant: 
• alte Bundesländer ca. 8 TDM je Ein- 

wohner 
• neue Bundesländer ca 12 TDM je Ein- 

wohner 
Ein Ländervergleich West-Ost zeigt: 
CDU-regierte Länder haben die höchsten 
Investitionsquoten. SPD-regierte Länder 
haben dagegen die niedrigsten Investiti- 
onsquoten. Der Trend bei Arbeitsplätzen 
ist diametral umgekehrt! 
Zu Innovationen: Es besteht Einigkeit, da 
weiterhin enormer Handlungsbedarf nötig 
ist (Basis für Wachstum von Unterneh- 
men/überregionale Märkte). Wort und Ta 
stimmen bei der SPD allerdings nicht 
überein: 
• Die SPD hat nicht zur Kenntnis genom' 
men unser umfangreiches Programm von 
Maßnahmen bis hin zu neuen Möglichk61 

ten der Wagnisfinanzierung (3. Finanz- 
marktfördergesetz) 
• Die von uns vorgeschlagene „Innovat' 
onszulage" ist leider auch durch die SP^ 
Finanzminister und -Wirtschaftsministef 

der neuen Länder abgelehnt 
Allgemeine Forderungen nach mehr Inn 

vationen werden in den SPD-regierten 
Ländern konterkariert: 
Beispiel 1: das Technologieförderung^ 
Programm Niedersachsen umfaßte 19°,$ 
Mio. DM. (versprochen vor der Wahl:4 |( 
Mio. DM). Zum Vergleich: Der Bund st* 
in Niedersachsen jährlich rund 340 Mi°" 
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Gesetz zur DNA-Identifizierung wird 
eine wertvolle Hilfe sein 

Zur 1. Lesung des Gesetzentwurfs 
zur DNA-Identitätsfeststellung er- 
klärten der rechtspolitische Spre- 
cher und der Berichterstatter der 
Unionsfraktion, Norbert Geis und 
Ronald Pofalla: 
Das Gesetz zur DNA-Identitätsfeststel- 
lung wird die Ermittlungen gegen Se- 
xual straftäter erheblich erleichtern und 
schneller als bisher zum Erfolg führen. 
Der jetzt gelöste Fall der ermordeten 
Christina Nytsch zeigt, daß gerade bei 
den häufig vorhandenen Vortaten, auch 
wenn sie sich auf einer niedrigeren Stu- 
fe krimineller Energie bewegen, mit 
Hilfe einer Gen-Datei schneller und vor 
allem mit geringerem Aufwand und oh- 
ne die Einbeziehung tausender Un- 
schuldiger hätte gelöst werden können. 

kt 

£   .        # « o   
r 

spiel 2: Förderung von jungen Un- 
^ehnien mit Risikokapital durch die 

5-J e'ständischen Beteiligungsgesell- 
^aften der Länder zum 31.12.1996: Nie- 
(9?achsen 19 ausbezahlte Beteiligungen 
te'' Mio. DM) - Sachsen: 158 ausbezahl- 

öeteiligungen (125 Mio DM) 
h . 

n
ei Uns war und ist der Aufbau 

J1 Chefsache 
^p)dann noch ein Vorschlag von der 
c.    

: Sie will den Aufbau Ost zur Chefsa- 
^ e dachen. 

W 'Cn nat das auch sie begriffen. Bei uns 
W  ünd ist der Aufbau Ost Chefsache. 

%k 1Ch aIlerdinSs an den SPD-Chef 
^Hn6' an ^en emen oder den anderen> w'rd mir bange um den Aufbau Ost: 

Nach dem Gesetzentwurf darf die Gen- 
analyse zur Identitätsfeststellung auch 
durchgeführt werden bei Tätern, deren 
Verfahren vor Inkrafttreten des Geset- 
zes abgeschlossen wurde oder deren 
Verfahren zur Zeit noch andauert. 
Das Gesetz wird die Verfügbarkeit von 
Daten in ihrer Basis verbreitern und in 
ihrer Dauer verlängern. 
Die Union wird alles daransetzen, die 
Beratungen noch vor der Sommerpause 
mit der 2. und 3. Lesung abzuschließen. 
Das Gesetz ist zu trennen von der Ein- 
richtung der Gen-Datei beim Bundes- 
kriminalamt. Diese beruht auf dem 
BKA-Gesetz. Lediglich bei der Erhe- 
bung neuer Daten ist nunmehr eine 
Ausdehnung nach den strengen Regeln 
der Strafprozeßordnung vorgesehen. 

DIVI ft- 
ün, 

rurForschung und Entwicklung (F+E) 
b   Großforschungseinrichtungen bereit. • zum einen wegen der Ignoranz gegenü- 

ber den neuen Bundesländern und dem 
bisher hier vermißten Einsatz, 
• zum zweiten, weil beide die Kompe- 
tenz in ihren eigenen Ländern nicht nach- 
gewiesen haben, insbesondere bezüglich 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Wir haben in den vergangenen Jahren für 
den 2. Strukturwandel in Ostdeutschland 
wichtige Voraussetzungen geschaffen. Die 
konjunkturelle Entwicklung ist in allen 
wichtigen Bereichen vielversprechend und 
beginnt bereits positive Effekte am Ar- 
beitsmarkt zu bewirken. 
Nur bei kontinuierlicher Fortsetzung unse- 
rer Politik: 

• wird Wirtschaft wachsen 
• werden Arbeitsplätze geschaffen 
• wird der Osten weiter aufholen 
• wird innere Einheit gelingen. ■ 
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Ein weiterer Baustein auf 
dem Weg zu einer gerechteren 

Vermögensbeteiligung 
Ich fordere den Bundesrat auf, dem Ge- 
setz zur Förderung der Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
zuzustimmen. Eigentlich dürfte die Zu- 
stimmung den SPD-geführten Ländern 
nicht schwerfallen. Die Beschlußlage 
der SPD zur Vermögensbildung ist 
nämlich eindeutig. Ich zitiere aus dem 
am 17. April 1998 in Leipzig verab- 
schiedeten Wahlprogramm: 
„ Wir wollen die Beteiligung der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer am Kapi- 
tal und am Gewinn und an den Entschei- 
dungen der Unternehmen. [Wir wollen] 
die Rahmenbedingungen für die Beteili- 
gung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer am Produktivkapital verbessern." 
Gerhard Schröder ist gleicher Meinung. 
Ich zitiere aus einem SPIEGEL-Interview 
vom 11. Mai 1998: 

„ Und als dritte Säule [zur Rentenversi- 
cherung] muß die Beteiligung möglichst 
vieler am Kapitalstock der Volkswirtschaft 
dazukommen. Wir müssen die, die Werte 
schaffen, auch an den Gewinnen beteili- 
gen. " 

Auch der Ministerpräsident von Hessen, 
Herr Kollege Eichel, ist ein großer Befür- 
worter der Vermögensbildung in Arbeit- 
nehmerhand. 

Im Bericht der SPD-Arbeitsgruppe „Betei- 
ligung der Arbeitnehmer am Produktivver- 
mögen", deren Vorsitzender Hans Eichel 
ist, heißt es: 
„Durch eine nachhaltige und relevante 
Beteiligung der Arbeitnehmer am gesamt- 
wirtschaftlichen Vermögensbildungspro- 

zeß im allgemeinen und am Produktivver- 
mögen im besonderen würde [...] über ei' 
ne Verbesserung der gesellschaftlichen 
Querverteilung [...] eine Wirtschaftsge- 
sellschaftfreier und anpassungsfähiger 
werden." 

Wir stimmen in den Zielen 
überein! Ziele, die da heißen: 
• Verbesserung der Vermögensbildung 'n 

Arbeitnehmerhand, 

Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm anläßlich 

der Beratung des 
Entwurfes eines Dritten 

Vermögensbeteiligungsgesetzes 
am 29. Mai im Bundesrat 

• stärkere Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen und zugleich 

• Ausbau der ergänzenden privaten Al" 
tersvorsorge. 

Herr Kollege Eichel, wir wollen das g'e1' 
ehe erreichen, haben aber nur begrenzte 
Mittel zur Verfügung. Ihr Modell kostet 
bei Vollinanspruchnahme in der Anfang 
phase 10 Mrd. DM im Jahr für Bund, ka 

der, Gemeinden und Sozialversicherung- 
Wenn Ihr Konzept seine volle Wirkung 
entfaltet, kostet es sogar 50 Mrd. DM Ja 

lieh. 
Da gibt es keine Diskussion: Das ist Z" 
teuer! Darum fordere ich Sie auf: Stin1'^,, 
men Sie unserem Konzept zu. Wir brnv 
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^e Vermögensbildung voran. Ich gebe zu: 
nser Gesetz ist keine Revolution. Revo- 

1Qnen haben den Menschen immer mehr 
^schadet als genutzt. Aber unser Gesetz 

ein weiterer Baustein auf dem Weg zu 
ner gerechteren Vermögensverteilung. 
0ch ein Wort zur empfohlenen Ableh- 

Un§ des Gesetzes durch den AS-Aus- 
t)

nuß: Ein Streitpunkt sind die Tariffonds. 
fp
e SPD will sie unbedingt im Gesetz 
geschrieben haben. 

n   L    gemeinsamen Einrichtungen sind 
te 

Cn geltendem Recht zulässig. Daran hat- 
anf aUc'1 die juristischen Sachverständigen 
K   der Anhörung des AS-Ausschusses im 
jj utschen Bundestag keinerlei Zweifel. 
benF muß man also nicnts mehr festschrei- 

Sppjbr'?en ist bemerkenswert, daß die 
d     in ihrem Antrag im Deutschen Bun- 
be^S das obligatorische Sparen der Ar- 
dje "

ehmer in Tariffonds fordert, während 

Min   beitsgruppe Unter dem Vorsitz von 

abip!sterPräsident Eichel diese Tariffonds 

Wnt Und die freie Wahlfreiheit der An- 
S^Jen fordert. Das ist wieder typisch 
4nri *     e eine Hand weiß nicnt

5 was die aere macht. 

aßnahmen des Gesetzes 
Vje . a°en Sie unser Gesetz nicht immer 
UU^„er kleingeredet: „Placebo", „Pea- 
§eld"' "^ckerstücke" und „Begrüßungs- 
Q      Waren noch harmlose Attribute. Das 
2Mr? k°Stet lfl Mrd' DM Und nicht 
(len *"   ^M, wie es das Land Hessen in 
hat .Ustandigen Ausschüssen dargelegt 
der s Idas nichts? Sind 1,1 Mrd. DM bei 
Und   wier'gen Finanzlage von Bund, 
■>    em und Gemeinden „Peanuts"? 

ö Fakt 'de 

S] j ervveitern den Begünstigungsrah- 
,nsgesamt von 936 auf 1736 DM in 

:en: 
,r erhöhen die Sparzulage für Beteili- 

gen von 10 auf 20 Prozent. 

West- und 1936 DM in Ostdeutschland, 
aufgespalten in zwei Förderbereiche. 
• Damit wächst die maximale Sparzulage 
von heute 94 DM auf 254 DM in West- 
und 294 DM in Ostdeutschland. Das sind 
160 DM bzw. 200 DM mehr als bisher. 

• Wir erhöhen die jährlichen Einkom- 
mensgrenzen. Sie entsprechen dann jährli- 
chen Bruttolöhnen von rd. 

► 41.000 DM für Alleinstehende ohne 
Kinder, 

► 80.000 DM für verheiratete Alleinver- 
diener ohne Kinder und 

► 90.000 DM für verheiratete Alleinver- 
diener mit zwei Kindern. 

Damit können zwei Drittel aller Arbeit- 
nehmer die Sparzulage erhalten. 

• Wer die neue Förderung für 800 DM 
jährlichen Beteiligungserwerb kontinuier- 
lich nutzt, hat zusammen mit der Sparzu- 
lage von 20 % bei angenommenen 6 % 
Zinseszins nach 25 Jahren immerhin ein 
Endkapital von rd. 50.000 DM zusammen. 

Gründe für Vermögensbildung 
Ich möchte vier Gründe für eine stärkere 
Beteiligung am Produktivvermögen nen- 
nen. 

1. Gesellschaftspolitisch 

Wohlstand für alle und Eigentum für alle - 
das waren die zwei großen Ziele von Lud- 
wig Erhard. Dem ersten Ziel sind wir 
näher gekommen, als viele bei der Ein- 
führung der sozialen Marktwirtschaft ge- 
träumt haben. 

Dem zweiten Ziel, Eigentum für alle, sind 
wir nicht so nahe gekommen wie dem er- 
sten Ziel. Das gehört zur Wahrheit. 1993 be- 
saßen nur 11 Prozent der Arbeiterhaushalte 
in Westdeutschland Aktien. In Angestellten- 
haushalten waren es nur 18 Prozent. In Ost- 
deutschland waren es drei Prozent bei den 
Arbeitern und sechs Prozent bei den Ange- 
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stellten. Nur 6 Prozent aller Arbeitnehmer in 
Deutschland sind an ihrem arbeitgebenden 
Unternehmen beteiligt. Das ist ein Zustand, 
den wir überwinden wollen. 
Nach Regierungsantritt hat die Bundesre- 
gierung schon 1983 die Vermögenspolitik 
stärker auf die Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Kapital der Unternehmen ausge- 
richtet. Die Konzeption war nicht wir- 
kungslos. 
Die Beteiligungen im Rahmen des Vermö- 
gensbildungsgesetzes sind von 2 Prozent 
1983 auf 10 Prozent 1993 gewachsen. 
Ich bekenne ausdrücklich: Eigentum in 
Arbeitnehmerhand, Mitträgerschaft der 
Wirtschaft ist eine uralte Idee der christli- 
chen Soziallehre. 

2. Wirtschaftspolitisch 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer stärkt 
die Investitionskraft der Unternehmen. In- 
vestitionen führen zu mehr Arbeitsplätzen; 
mehr Arbeitsplätze verringern die Arbeits- 
losigkeit. Die Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am eigenen Betrieb wird auch deren 
Motivation stärken. Aus Mitarbeitern sind 
dann Miteigentümer geworden. 

3. Tarifpolitisch 

Die Tarifpolitik erhält durch den Investiv- 
Iohn und die investive Ertragsbeteiligung 
neue Spielräume. Was haben Arbeitneh- 
mer denn von einer Lohnpolitik, die nur 
auf Konsumlohn orientiert ist? Wenn bei 
den Tarifverhandlungen mehr herausge- 
holt wird, als gut ist, gibt es entweder In- 
flation oder Arbeitslosigkeit. Die Idee ei- 
nes gerechten Lohnes kann auf dieser 
Schiene allein nicht umgesetzt werden. 
Eine zurückhaltende Lohnpolitik erhält 
durch den Beteiligungslohn eine neue Ak- 
zeptanz, denn die Arbeitnehmer partizipie- 
ren so an den Investitionen, die sie durch 
eine vernünftige Lohnpolitik ermöglicht 
haben. 

4. Sozialpolitisch 

Eigentum schafft Sicherheit. Die gesetzt' 
ehe Alterssicherung wird durch Eigen- 
tumsbildung in Arbeitnehmerhand ergänz'- 
Die kollektiven Alterssicherungssysteme 
wachsen nicht mehr wie in der Vergange11' 
heit. Alters Vorsorge durch Eigentum be- 
darf einer neuen Chance. 

Selbstverantwortung und Solidarität sind 
aufeinander angewiesen. Aber die Selbst- 
vorsorge erhält neue Bedeutung, was auc'1 

durch besondere Förderung jener Einkotf 
mensgruppen geschehen muß, die es allp1 

und aus eigener Kraft nicht schaffen, pfl' 
vate Altersvorsorge aufzubauen. 

Eine Verkäuferin mit 1 800 DM Monats- 
lohn hat nur einen geringen Fundus, aus 
dem sie Selbstvorsorge speisen könnte. 
Deshalb wollen wir in Zukunft besonder5 

bei den unteren Einkommensgruppen AA' 
reize schaffen, gerade jüngere Leute zum 
langfristigen Sparen zu bewegen. 

Fazit: 

Ich fasse zusammen: Wenn die SPD-ge' 
führten Länder das Gesetz mit über 
1 Mrd. DM Förderung durch den Staat ap' 
lehnen, dann müssen Sie den Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern im Land e 
klären, warum sie auf 1 Mrd. DM verzic 

ten sollen. Darum: Stimmen Sie, vor al' 
im Interesse Ihres Klienteis, der Arbeit- 
nehmer, zu. 

Wir wollen die Vermögensbildung in A 
beitnehmerhand voran bringen. Gründe 
gibt es genug, ich habe vier genannt. 

Dieses Gesetz ist ein Schritt in die ricW* 
Richtung. In der nächsten Legislaturpef1 

ode werden wir einen weiteren Schritt i 
Richtung auf ergänzende Altersvorsorg^ 
machen. Stimmen Sie dem Gesetz zu-l ^ 
Interesse einer Gesellschaft, in der aus    f 
nempfängern Miteigentümer werden. 
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Das Sicherheitskonzept 
der Union greift 

Vr Vorstellung der polizeilichen Kri- 
"»"alstatistik 1997 am 29. Mai erklärte 
(T innenpolitische Sprecher der 
», U/CSU-Bundestagsfraktion, Erwin 
^schewski: 

le
le Polizeiliche Kriminalstatistik 1997 be- 
8t die Effektivität des von der Union 
«folgten Sicherheitskonzepts. Die von 

(. 
s seit 1994 umgesetzten Gesetzesinitia- 

Ai fl!Zeigen w'rkung- So ist generell die 

^al 
Jarungsquote mit 50,6 Prozent erst- 

pr 'g für Gesamtdeutschland über die 50- 
j.^nt-Marke geklettert. Im Vorjahr lag 
be' V^rotaufklärungsquote dagegen noch 
dig     Prozent- Positiv festzustellen ist in 
u. em Zusammenhang, daß die Auf- 
Se 

run§ besonders in den Delikten verbes- 
f(j. .Werden konnte, die das Sicherheitsge- 
trg ,der Bevölkerung besonders beein- 

cnt'gen. 

nisi   das Ausmaß der registrierten Orga- 
^eif"1611 Kriminalität hat zumindest nicht 
War 

er zugenommen, wie zu befürchten 
His' 

SOndern entspricht in etwa den Ergeb- 
^bl     der VorJahre. Dies bestätigt den 
rej ,atz der Union insbesondere im Be- 
Kfj   .cJer Bekämpfung der Organisierten 
ty^   'nalität. Sie war hier mit dem Geld- 
er j;negesetz von 1993 und den Gesetzen 
•la«:...   arnPfung der Organisierten Krimi- 
verf at massiv tätig geworden. Den Straf- 
^htl 6rn wurde Permit ein erweiterter 
§est i!Cner Handlungsrahmen zur Seite 
er k  ' dessen Auswirkungen sich nun in 

H     rirninalitätslage widerspiegeln. 

^g'ri ZU bemerken ist ferner der Rück- 
%tejer Ausländerkriminalität. Lag der 
l3tv '' der Nichtdeutschen an den Gesamt- 
\{ 

rdachtigen 1993 noch bei 33,6 Pro- 
'lst dieser seitdem kontinuierlich auf 

nunmehr 27,9 Prozent gesunken. Dies ver- 
deutlicht, daß wir mit der Asylrechtsno- 
vellierung 1993 und der Ausländerrechts- 
novelle 1997, mit deren Hilfe wir die 
Möglichkeiten zur Abschiebung kriminel- 
ler Ausländer wesentlich verbessert haben, 
auf dem richtigen Weg sind. 

Um den Anteil der Ausländer an der Kri- 
minalitätsentwicklung in Deutschland 
auch langfristig in den Bereichen schwerer 
Straftaten zu senken, müssen wir erneut 
darüber nachdenken, das Ausländerrecht 
zu verschärfen. Nachzudenken ist über die 
zwingende Ausweisung und Abschiebung 
von Ausländern bei einer Verurteilung zu 
einer Freiheitsstrafe bereits ab einem Jahr 
- statt bislang ab drei Jahren. Dies liegt 
nicht nur im Interesse der Deutschen in 
der Bundesrepublik, sondern in dem unse- 
rer rechtmäßig hier lebenden ausländi- 
schen Mitmenschen und der tatsächlich 
Bedrohten. Wir können für die überwälti- 
gende Mehrheit der sich gesetzestreu ver- 
haltenden Ausländer Akzeptanz nur schaf- 
fen, wenn wir ausländischen Rechtsbre- 
chern die rote Karte zeigen. 
Allerdings enthält die Kriminalstatistik 
auch Bedenkliches. So ist die Jugendkri- 
minalität im Vergleich zum Vorjahr gestie- 
gen. Insbesondere bei den Kindern unter 
14 Jahren ist eine alarmierende Zunahme 
um 10,1 Prozent auf über 144.000 Ver- 
dächtige festzustellen. Hier sind Eltern, 
Schule, Medien, Politik - die gesamte Ge- 
sellschaft - noch mehr gefordert, sich ver- 
stärkt den Fragen der Prävention von Kin- 
der- und Jugenddelinquenz zuzuwenden 
und zu handeln. Weniger Verbreitung von 
Gewalt im Fernsehen oder ein noch stär- 
keres Engagement für arbeitslose Jugend- 
liche sind nur zwei von vielen Wegen.    ■ 
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Unsere Bilanz in der beruflichen 
Bildung kann sich sehen lassen 

Anläßlich der Bildungsdebatte im Deut- 
schen Bundestag am 28. Mai erklärte 
der Obmann der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion im Ausschuß für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung, Rainer 
Jork: 
In den letzten Jahren haben die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion und die Bundes- 
regierung zahlreiche Maßnahmen auf den 
Weg gebracht und konsequent im Sinne 
der betroffenen Jugendlichen gehandelt. 
Die Maßnahmen reichen von der beschleu- 
nigten Überarbeitung von Berufsbildern - 
allein 1998 werden 19 Ausbildungsberufe 
modernisiert und 11 neue Ausbildungsbe- 
rufe geschaffen - über die Einrichtung von 
Ausbildungsberufen für eher praktisch be- 
gabte Jugendliche und die Schaffung zwei- 
jähriger Ausbildungsgänge bis zur Weiter- 
entwicklung und Aufwertung der berufli- 
chen Weiterbildung. Die Bilanz unserer 
Politik kann sich sehen lassen! 
Von besonderer Bedeutung für die neuen 
Bundesländer war und ist die Förderung 
zusätzlicher Lehrstellen mit Hilfe des 
Bundes. Im April 1998 haben sich Bun- 
desregierung und Länder auf das diesjähri- 
ge Lehrstellenprogramm Ost geeinigt, mit 
dem 17.500 zusätzliche Ausbildungsplätze 
gefördert werden, 2.500 mehr als 1997. 
Der Bund wendet hierfür rund 230 Mio. 
DM auf. Wie in den vergangenen Jahren 
werden vor allem betriebliche Lehrstellen 
gefördert. 
Die umfangreichen Maßnahmen haben im 
letzten Jahr bereits zu einer Trendwende 
geführt. Auch die bisherigen Zahlen für 
1998 geben Grund zur Zuversicht: Für das 
gesamte Bundesgebiet verzeichnet die 

Bundesanstalt für Arbeit im April einen 
Zuwachs von über 26% bei den gemelde- 
ten Lehrstellen im Vergleich zum Vorjahr- 
Die Zahl der gemeldeten Bewerber hat 
sich dagegen nur um knapp 5% erhöht. 
Besonders erfreulich ist der hohe Zuwacl» 
an Lehrstellen in den neuen Bundeslän- 
dern von über 31%, der noch deutlicher 
ausfällt als in den alten Bundesländern m> 
rund 24%. 
Zwischen den für die Berufsbildung zu- 
ständigen Partnern besteht Einigkeit dart1' 
ber, daß sich das deutsche System der du»' 
len Berufsausbildung bewährt hat. Seine 
Vorteile bestehen vor allem in der hohen 

Die Lehrstellen-Katastrophe, 
die die Opposition so gern be- 
schwört, wird auch in diesem 
Jahr ausbleiben. 

Qualität der Ausbildung, dem engen Pr* 
xiskontakt und der hohen Wahrscheinlictl 
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Schröder schröpft die Kommunen 
Jjeter Götz, Stellvertretender Vorsitzen- 
der der Arbeitsgemeinschaft Kommu- 
Jjalpolitik der CDU/CSU-Bundestags- 
raktion erklärte: Schröder versucht 

Weiterhin, die offensichtliche Finanznot 
^•ner Landesregierung auf Kosten der 
Kommunen in den Griff zu bekommen. 
JJ den Beratungen zum niedersächsischen 
uoppelhaushaIt 1999/2000 sollen - wie 
"üle Welt" berichtet - Hunderte von Pro- 
Rammen mit freiwilligen Leistungen in 
'^Verantwortung der Kommunen ver- 

snoben werden. Schröder entzieht sich 
uf diese Art und Weise der anstehenden 

, lskussion über Einsparungen, die nun auf 
0nirnunaler Ebene stattfinden werden. 

^chuldenkönig Schröder 
cnröder hat in seinen ersten sieben Re- 

Sierungsjahren 25 Milliarden Mark Schul- 
v
en gemacht. Zum Vergleich: In den über 
er Jahrzehnten davor waren es insgesamt 

,,r 37 Milliarden Mark (Handelsblatt, 
l-1- 1998). 

j^eits mit dem Nachtragshaushalt für 
jy  o sollte auf Kosten der Kommunen die 
die kemse Sez°gen werden. So wurden 
,    Jonen ursprünglich zur Verfügung ste- 
Urn   •    Finanzausgleichsmittel pauschal 
£ e'ne halbe Milliarde gekürzt. Nach- 

. *n 36 Städte, Landkreise und Gemein- 
gegen das Finanzausgleichsgesetz 

Verfassungsbeschwerde eingelegt hatten, 
erklärte der Niedersächsische Staatsge- 
richtshof das Vorgehen der SPD-Landesre- 
gierung Ende letzten Jahres für verfas- 
sungswidrig. 

Schröder sind Kommunen egal 
Wenn die Landesfinanzen zurückgehen, 
darf die Hauptlast nicht den Kommunen 
aufgebürdet werden, wies der Niedersäch- 
sische Finanzgerichtshof Schröder zu- 
recht. Schröder hat gegen das „Gebot der 
Verteilungssymmetrie" verstoßen, indem 
er willkürlich die Höhe der sogenannten 
Finanzausgleichsmasse festgelegt hat. Die 
durch die niedersächsische Verfassung ga- 
rantierte finanzielle Mindestausstattung ist 
den Kommunen vorenthalten worden. 
An den beiden Beispielen zeigt sich das 
„Prinzip Schröder": Der Kanzlerkandidat 
der SPD versucht sich zuerst durch große 
Versprechungen und eine maßlose Ausga- 
benpolitik beliebt zu machen. 
Wenn der Scherbenhaufen dann endlich in 
das öffentliche Bewußtsein dringt, findet 
Schröder schnell andere, die dann die Ze- 
che zahlen müssen. Das kommunalfeindli- 
che Vorgehen in Niedersachsen macht 
deutlich, was den Städten, Gemeinden und 
Kreisen droht, wenn Schröder Regierungs- 
verantwortung auf Bundesebene erlangen 
würde. 

Weitere 17.500 Lehrstellen für neue Länder 
^nnd und Länder haben am 29. Mai 
das neue Lehrstellen-Hilfsprogramm 
^st unterzeichnet. Damit können in 
den neuen Bundesländern ab Herbst 

'•500 zusätzliche Lehrstellen für die 
ugendlichen bereitgestellt werden, 
>e noch keinen Ausbildungsplatz ge- 

runden haben. Finanziert wird das 

Programm vom Bund und den betrof- 
fenen Ländern. Die Bonner Mittel 
kommen aus den Etats des Bildungs- 
und des Wirtschaftsministeriums, de- 
ren Minister Jürgen Rüttgers und Gün- 
ter Rexrodt die Abmachung mit den 
Ministerpräsidenten der ostdeutschen 
Länder unterschrieben haben. 
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Das würde uns eine rot-grüne 
Innenpolitik kosten 

SPD und Grüne haben in ihren Wahl- 
programmen zur Bundestagswahl 1998 
in wichtigen Bereichen der Innenpolitik 
vollmundige Forderungen aufgestellt. 
Auch, wenn diese - wie die SPD 
freimütig zugibt - unter einem sog. Fi- 
nanzierungsvorbehalt stehen, lohnt es 
doch, die bei Verwirklichung dieser 
Vorschläge entstehenden Kosten grob 
zu schätzen. Dabei ergibt sich folgendes 
Bild: 
• SPD und Grüne äußern Skepsis 

gegenüber der von der Union im 
Jahr 1993 durchgesetzten Asyl- 
rechtsreform. Die Grünen for- 
dern sogar ausdrücklich, diese 
rückgängig zu machen. 

Nach vorsichtigen Schätzungen würde das 
in einer Legislaturperiode zu Mehrkosten 
von rund 52,8 Milliarden DM führen. Bei 
dieser Schätzung wird davon ausgegan- 
gen, daß auf der Grundlage der vor der 
Asylrechtsreform bestehenden Zugangs- 
zahlen von etwa 450.000 pro Jahr auch in 
den Folgejahren jeweils 500.000 weitere 
Personen in der Bundesrepublik Asyl be- 
antragen würden. Bei jährlichen Ausgaben 
für 100.000 Asylbewerber pro Jahr in 
Höhe von rund 1,2 Milliarden DM beliefe 
sich der Kostenbetrag am Ende der kom- 
menden Legislaturperiode auf etwa 48 
Milliarden DM. Hinzu kämen noch die 
Kosten des Bundesamtes für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge von rund 
1,2 Milliarden DM jährlich, also 4,8 Milli- 
arden DM in einer Legislaturperiode. 

• Die Grünen fordern darüber 
hinaus, die Rückübernahme- 
abkommen mit Verfolgerstaaten 
aufzukündigen. 

Jeder Staat hat die völkerrechtliche 
Pflicht, eigene Staatsangehörige, die z.B- 
in Deutschland als Asylbewerber nicht an- 
erkannt wurden, wieder aufzunehmen. 
Rückübernahmeabkommen regeln ledig- 
lich die praktische Ausgestaltung dieser 
Pflicht und dienen im Ergebnis dazu, Ab- 
schiebungen zu erleichtern und Abschie- 
behaft möglichst zu verkürzen. Allein bei 
Aufkündigung des Rückübernahmeab- 
kommens mit Algerien würden aufgrund 
der erschwerten Möglichkeit von Abschie- 
bungen jährlich über 14 Millionen DM als 
Kosten entstehen. Darüber hinaus müßten 
für die ausreisepflichtigen, aber nicht ab- 
geschobenen Personen jährlich über 4 
Millionen DM aufgewandt werden. Bei 
Aufkündigung des Rückübernahmeab- 
kommens mit der Bundesrepublik Jugos- 
lawien würden wegen nicht erfolgter Ab- 
schiebung jährlich zusätzliche 113,8 Mil' 
lionen DM entstehen. Die zusätzlichen 
Kosten für soziale Leistungen an Ausrei- 
sepflichtige würden sich auf über 68 Mi}' 
lionen DM belaufen. Das heißt, daß allen1 

für die Länder Algerien und die Bundesre- 
publik Jugoslawien jährlich rd. 200 Mil- 
lionen DM als zusätzliche Kosten entste- 
hen würden. 

• Die Grünen lehnen ferner die 
sog. Ausgrenzung von Flüchtlin' 
gen und Asylsuchenden durch 
das AsylbewerberleistungsgesetZ 

ab. 
Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbewLG) erhalten Flüchtlinge und 
Asylsuchende gegenüber einheimischen 
Sozialhilfeempfängern um 15-20 Pro- 
zent abgesenkte Leistungen. Die Strei- 
chung des Asylbewerberleistungsgese^ 
würde zwangsläufig zu einem Anstieg $ 



30T-GRÜN UID 18/1998 ■ Seite 25 

^°zialhilfekosten führen. Die zu erwar- 
tenden Mehrkosten für Länder und Kom- 
munen lassen sich nur grob schätzen. Auf 
yer Grundlage der Zahlen von 1995 und 
.."96, in denen nach dem AsylbewLG 
Jährlich etwa 5,5 Milliarden DM ausgege- 
ben worden sind, müßte bei einer Steige- 
rung um 20 Prozent von etwa 1 Milliarde 

M Mehrkosten pro Jahr ausgegangen 
Werden. 

• Die Grünen lehnen die Ein- 
führung einer Asyl-Card ab. 

er Einsatz einer Asyl-Card im Asylver- 
^hren soll sicherstellen, daß alle am Asyl- 
erfahren beteiligten Behörden mit identi- 
c/ten Personendaten arbeiten. Dadurch 

,rd insbesondere gewährleistet, daß 
J^ylbewerber nicht mißbräuchlich mehr- 
en Anträge stellen. Eine ähnliche Karte 
.   bereits in den Niederlanden im Einsatz. 
p0r dem Hintergrund, daß etwa 2,5 bis 3 
j [°zent der Asylbewerber mehrfach An- 

age in der Bundesrepublik Deutschland 
' e,len, würde die Asyl-Card zu einer vor- 
j Ssichtlichen Ersparnis von etwa 40 Mil- 
den DM jährlich führen. Umgekehrt 

> urde der Verzicht auf die Asyl-Card zu 
. er>rkosten von etwa 40 Millionen DM 
Jahr>ich führen. 

^PD und Grüne setzen sich für 
^rmehrte Einwanderung durch 
Einführung eines Einwande- 
rungsgesetzes ein. Die Grünen 
Sollen darüber hinaus ein Viertel 
a"er Einwanderungsbewilligun- 
§en aus humanitären Gründen 
^sprechen ohne Rücksicht auf 

die wirtschaftliche und sozialpoli- 
tische Situation in der Bundesre- 
publik. 

Diese Forderung würde zwangsläufig zu 
einer weiteren Belastung des sozialen Net- 
zes führen. Denn Zuwanderer aus huma- 
nitären Gründen, d.h. Zuwanderer, die 
nicht aus wirtschaftlichen Interessen in der 
Bundesrepublik aufgenommen werden, 
fallen in der Regel dem sozialen Netz zu. 
Bei einer Zuwanderungsquote von 
200.000 Personen im Jahr würde das in ei- 
ner Legislaturperiode zu voraussichtlichen 
Mehrkosten von rund 24 Milliarden DM 
führen. Dazu kämen noch die Kosten für 
die von den Grünen geforderten Sprach- 
kurse. 

Die Kosten für viele weitere von SPD und 
Grünen aufgestellten Forderungen, wie 
z.B. das Recht der Bundesländer zur Ertei- 
lung eines dauerhaften Bleiberechts für 
bestimmte Gruppen aus humanitären 
Gründen, die generelle Abschaffung der 
Abschiebehaft, ein absoluter Auswei- 
sungsschutz für langjährig in Deutschland 
lebende bzw. hier geborene Ausländer 
oder die Ablehnung der Ausweisung als 
Antwort auf in Deutschland begangene 
schwere Straftaten lassen sich dagegen 
kaum abschätzen. Alle diese Forderungen 
werden aber zweifelsohne zu zusätzlichen 
Kosten führen, die den öffentlichen Haus- 
halten zur Last fallen. 

Rot-grüne Innenpolitik kommt 
den Steuerzahler teuer zu stehen, ohne daß 
er selbst konkrete Vorteile hieraus hätte. 

j INTERNET 
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SOZIALDEMOKRATEN 

Arbeitsmarktpolitische Forderungen der SPD: 

Versprechen und Streichkonzerte 
Die SPD behauptet, in ihrem Wahlpro- 
gramm die Interessen der arbeitslosen 
Menschen zu vertreten und fordert auf 
dem Papier längst gesetzlich umgesetzte 
Maßnahmen: 

Forderung: Rückkehrpläne für Ar- 
beitslose nach sechs Monaten 

Tatsache ist: Mit der Eingliederung der 
Arbeitsförderung in das Sozialgesetz- 
buch III (SGB III) wurden die Ar- 
beitsämter bereits verpflichtet, gemein- 
sam mit den arbeitslosen Menschen 
Maßnahmen zur Verhinderung von 
Langzeitarbeitslosigkeit zu treffen 
(§ 6 SGB III). 

Forderung: Lohnkostenzuschüsse für 
Betriebe, die Arbeitslose einstellen 

Tatsache ist: Im Kapitel 5 „Leistungen 
an Arbeitgeber" des SGB III sind viel- 
fältige Formen von Lohnkostenzuschüs- 
sen bei Neugründungen, Zuschüsse an 
Arbeitgeber zur Ausbildungsvergütung 
bereits verankert. 

Forderung: Zuschüsse zu Tarifverein- 
barungen, wie Altersteilzeit oder 
Berufseinstiegsteilzeit 

Tatsache ist: Die Forderung ist mit dem 
Altersteilzeitgesetz vom 1. August 1996 
bereits umgesetzt worden. Mittlerweile 
wurden bereits 80 Tarifverträge abge- 
schlossen. Die Tarifpartner, z.B. in der 
chemischen Industrie oder in der Metallin- 
dustrie spielen hier Vorreiter. 

Forderung: Jobrotation für Langzeit- 
arbeitslose 

Tatsache ist: Dies ist bereits möglich. 
Außerdem werden zur Verbesserung der 
Einstiegschancen neue Instrumente ge- 
schaffen: 

• Eingliederungsvertrag 
• Erleichterung befristeter Arbeitsverträge 
• Verlängerung des Sonderprogramms fü* 

Langzeitarbeitslose. 
Forderung: Gleichberechtigte Teilhabt 
der Frauen bei der aktiven Arbeitsför- 
derung 

Tatsache ist: Im SGB III wurde ein eige- 
nes Kapitel zur Frauenförderung aufge- 
nommen. Frauen werden bei Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsförderung gemäß ihren1 

Anteil an den Arbeitslosen berücksichtig1- 
Forderung: Bessere Bedingungen für 
Teilzeitarbeit 

Tatsache ist: Die CDU-geführte Bundes- 
regierung hat das Teilarbeitslosengeld 
eingeführt. Wer von Vollzeit- auf Teilzeit 
wechselt, erhält für drei Jahre den An- 
spruch auf das Vollzeitarbeitslosengeld. 
Die Förderung von Teilzeitbeschäftigung 
im öffentlichen Dienst wurde ausgewei- 
tet. 

Forderung: Rücknahme der Ein- 
sparungen im Bereich der Arbeits- 
förderung 

Fakt ist: Bezogen auf die 1997 erzielten 
Einsparungen müßten 34,7 Milliarden 
DM zusätzlich dieses Jahr aufgewendet 
werden. Hierzu müßte die SPD einen 
konkreten Finanzierungsvorschlag vorle' 
gen. 
Die SPD fordert aber nicht nur 
Maßnahmen, die bereits gesetzlic" 
umgesetzt sind, sondern handelt 
dort, wo sie Regierungsverantwo^ 
tung trägt, mit „Streichkonzerten ■ 

Forderung: Mittel, die bisher zur Fr 
nanzierung von Arbeitslosigkeit ausg 
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Helmut Kohl: Ein wichtiger Impuls 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat am 
29. Mai die folgende Erklärung zum 
Ergebnis des Referendums zum Ver- 
trag von Amsterdam in Dänemark 
abgegeben: 
Das Ergebnis in Dänemark habe ich 
mit großer Befriedigung zur Kenntnis 
genommen. Die deutliche Zustimmung 
der dänischen Bevölkerung verstehe 
•ch auch als Bestätigung der europäi- 
schen Politik der Regierung unter Mini- 
sterpräsident Poul Nyrup Rasmussen. 
Die Annahme des Vertrages von Am- 
sterdam stellt sicher, daß Dänemark 
auch künftig aktiv an der weiteren Ge- 
staltung des europäischen Einigungs- 
Prozesses mitwirkt. Ich bin mir sicher, 
daß Deutschland und Dänemark ihre 

enge und bewährte Zusammenarbeit 
zur weiteren Ausgestaltung der Eu- 
ropäischen Union im Sinne von Subsi- 
diarität, Bürgernähe und Transparenz 
sowie zu ihrer Erweiterung fortsetzen 
werden. 

Bürgernähe stärken 
Das Votum in Dänemark ist ein wich- 
tiger Impuls für die Bewältigung der 
europäischen Zukunftsaufgaben. Die 
Bundesregierung hofft, daß die Ver- 
fahren zur Ratifizierung des Vertrages 
von Amsterdam, der die Handlungs- 
fähigkeit und Bürgernähe der Europäi- 
schen Union stärken wird, auch in den 
übrigen Mitgliedstaaten rasch abge- 
schlossen werden können. 

Sehen wurden, für sinnvolle Arbeit ver- 
Senden. 

^tsache ist: Während die CDU konse- 
Be

ent die Ranmenbedingungen für mehr 
$p^näftigiing verbessert, regiert in den 

■regierten Bundesländern der Rotstift. 

Iah     sacnsen er'auDte es s'cn s°gar> »m 

rji r 1998 das Programm „Jugend-Arbeit- 
tet    e" zu streichen, nachdem 1996 be- 
$0 s das Programm zur Beschäftigung von 
ty  la'hilfeempfängern gestrichen worden 
üe " ^uch das Land Hessen kürzte bei sei- 
v0   

ar°eitsmarktpolitischen Programm 
Min•       Millionen DM 1996 auf 20,8 
§en A nCn DM 1997 bei einem 8leichzeiti- 
K   anstieg der Arbeitslosenquote. 

Cd nue-rs abSekoPPelt hat sich das Saar" 
^ch* .     nrend Oskar Lafontaine die 
Sche Stc ^^itslosenquote aller westdeut- 
\n F|ächenländer verzeichnet (12,4 
*WH 

Ende l997' bei einem Durch- utt von 9,9 Prozent in den alten Bun- 

desländern), hat er die Interessen der ar- 
beitslosen Menschen aus den Augen verlo- 
ren. Die Mittel für Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen führte er auf 8,25 Millionen 
DM im Jahr 1998 zurück. 1996 war ihm 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit mit 
diesem Instrument noch 21,8 Millionen 
DM wert. 

Auch die Bilanz der brandenburgischen 
Sozialministerin, Regine Hildebrandt, ist 
von Kürzungsorgien gekennzeichnet. 19 
Millionen DM im Jahr 1997 statt 91,5 
Millionen DM im Jahr 1995 ist ihr das 
Landesprogramm „Qualifizierung und Ar- 
beit für Brandenburg" nur noch wert. 

Sachsen-Anhalt betätigt sich ebenfalls als 
Kahlschläger. Die ergänzenden Mittel zur 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen-Förde- 
rung wurden hier ebenfalls konsequent 
gekürzt, von 285 Millionen DM im Jahr 
1996 auf 122 Millionen DM im Haushalt- 
sentwurf 1998. ■ 
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CDA warnt den DGB: 

„Arbeit und soziale Gerechtigkeit" 
taugen nicht als parteipolitische Knüppel 

Anläßlich einer Pressekonferenz erklär- 
ten Rainer Eppelmann, Bundesvorsit- 
zender der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft, und Hermann-Jo- 
sef Arentz, Erster Stellvertretender Bun- 
desvorsitzender CDA: 
Daß sich der DGB für Arbeit und soziale 
Gerechtigkeit einsetzt, ist seine Pflicht. 
Kein vernünftiger Mensch in der Bundes- 
republik Deutschland wird gegen dieses 
Anliegen sein. CDA und CDU haben sich 
ausweislich ihrer Programme und ihrer 
Taten stets für diese Ziele eingesetzt. 
Wenn es auch unter vernünftigen Men- 
schen keinen Streit über die Ziele „Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit" geben kann, so 
gibt es allerdings ganz unterschiedliche 
Antworten auf die Frage, wie und mit wel- 
chen Parteien diese Ziele am besten zu 
verwirklichen sind. 
Der DGB-Bundesvorsitzende Dieter 
Schulte hat bei der Präsentation der DGB- 
Kampagne ausdrücklich hervorgehoben, 
daß die Kampagne des DGB „keiner Per- 
son, keiner Partei und keiner Koalition" 
dienen soll. Er hat sich damit im Sinne der 
Einheitsgewerkschaft weitaus klüger ver- 
halten als der IG-Metall-Vorsitzende 
Klaus Zwickel, der die Vorstellung der IG- 
Metall-Kampagne im Februar mit einer 
konkreten parteipolitischen Empfehlung 
verbunden hatte. Die CDA begrüßt dieses 
Verhalten von Dieter Schulte. 
Die Beteuerungen des DGB-Vorsitzenden 
hinsichtlich der parteipolitischen Neutralität 
seiner Kampagne werden allerdings un- 
glaubwürdig, wenn die Kampagne des DGB 

parteipolitisch instrumentalisiert wird. 
Schulte straft sich selber Lügen, wenn er 
zum Beispiel in der Stuttgarter Zeitung vom 
6. April 1998 sagt: „Ist eine rechnerische 
Mehrheit mit den Grünen möglich, dann 
sollte man diesen Weg auch versuchen zu 
gehen." Ein solches Plädoyer für Rot-Grün 
ermutigt die parteipolitischen Eiferer im 
DGB zu weiteren einseitigen Stellungnah- 
men für Rot-Grün. Damit droht der Einheit8' 
gewerkschaft massiver Schaden im Wahl- 
kampfjahr. Außerdem gefährdet der DGB 
damit die von ihm proklamierten Ziele: 

. Wie wenig der DGB seine Mitglieder 
für Wahlwerbeaktionen gegen die Union' 
die Pflicht nehmen kann, belegt die Anal;' 
se über das Wahlverhalten seiner Mitgüe' 
der, die der DGB alle zwei Jahre durch- 
führen läßt. Danach ordnen sich 88 ProZe 

aller Mitglieder von DGB-Gewerkschaft 
keiner Partei zu, 6,8 Prozent sind SPD- 
Mitglieder, immerhin 3,8 Prozent sind 
CDU/CSU-Mitglieder. Bei der letzten 
Bundestagswahl stimmten 35,6 Prozent 
die SPD und 23,7 Prozent für die Unioi^ 
Bei den unter 25jährigen Gewerkschaft8' 
mitgliedern halten sich die Anteile von 
Union und SPD sogar die Waage. 

_ Auch im Hinblick auf die Sachthe- 
men, die der DGB mit seiner Kampagn 

anspricht, wäre eine Empfehlung für 
Rot-Grün abwegig. 

• Der DGB fordert „eine 
Politik der Innovation und der 
Investition". 



Sgg-KAMPAGNE 

Tatsache ist: 
u,    —^^^— Die schlechteste 
s jjchstumsentwicklung in den westdeut- 
w."en Bundesländern ist im Saarland, in 
I ledersachsen und in Nordrhein-Westfa- 
d
n festzustellen. Dies sind gleichzeitig die 

bn! Flacnenländer der alten Bundesrepu- 
lK die die höchste Arbeitslosigkeit auf- 

e-eiSen- Rot-Grüne-Bündnisse stehen für 
^lne Politik der Innovationsblockade bei 
D 

r Gentechnologie und der Chlorchemie. 

b] *~Grün steht ebenso für Investitions- 
pade, wie an den Projekten Garzwei- 
" und Transrapid drastisch deutlich 

.. rc». Die größte Investitionsblockade ist 
e bisher von SPD und Grünen gemein- 
111 verhinderte Steuerreform. 

% J?er DGB fordert „neue Beschäf- 
J'gungsmöglichkeiten im Dienst- 
,eistungssektor". 

Sache ist: 
>D 

Wer neue Arbeitsplätze 
1^ •J,enstleistungssektor will, der muß für 
Pjspbilohnmodelle sein. Für Union und 
VQ   

lst das klar, auch Schröder trägt das 
• aber seine Partei will sie nicht. 

•ö er DGB fordert „eine Politik 
«er gerechten Verteilung von 
^beit". 

atsache ist: 
°nk Die CDU hat sich an 

Vt    ten Sehritten für eine gerechtere 
Übe e'^Un§ von Arbeit von niemandem 
des il

re^eri lassen. Durch die Einführung 
tun,,       nungsur'aubs und die Aufwer- 
Vch     Pfle§etatigke'1 ebenso wie 
Ver,   die Einführung und zweimalige 
hin 

esserung der Altersteilzeit. Darüber 
(lie p.s setzt sich die Union ständig für 
Ant .exit>ilisierung und einen höheren 
ejn  " 

an sozialversicherter Teilzeitarbeit 

K^enn der DGB schließlich in seiner 
Pa§ne feststellt, daß eine Politik, „die 
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Arbeitslosen, Alleinerziehenden und 
Flüchtlingen die notwendigste Hilfe zum 
Lebensunterhalt zusammenstreicht, gegen 
das Gebot der sozialen Gerechtigkeit ver- 
stößt", dann gebietet die Wahrheit, auf fol- 
gendes hinzuweisen: 

• Wer die Leistungen unseres Sozialstaa- 
tes für Arbeitslose, Alleinerziehende und 
Flüchtlinge so herunterredet, der handelt 
unverantwortlich. 

• Wenn der DGB aus dieser Beschrei- 
bung die Forderung ableitet „Deine Stim- 
me gegen den Sozialklau", dann sollte er 
ehrlicherweise dazu sagen, daß die hier 
kritisierten Gesetze - die Sozialhilfere- 
form und das Asylbewerber-Leistungsge- 
setz - mit der SPD gemeinsam beschlos- 
sen wurden. 

Die Gewerkschaften sind mit 
Helmut Kohl gut gefahren 
Der DGB sollte bei seinen politischen Ak- 
tivitäten, nicht zuletzt am 1. Mai, daran 
denken, daß die Gewerkschaften mit der 
Regierung Helmut Kohl gut gefahren 
sind. Die CDA nennt dazu nur die Stich- 
worte: 

• Altersteilzeit-Gesetz, 

• Entsendegesetz, 

• Europäisches Betriebsrätegesetz 
und die 

• Sicherung der Rechtsschutzvertretung 
durch den DGB. 

Auch in der Vergangenheit waren die Ge- 
werkschaften bei der Union besser aufge- 
hoben als bei der SPD. Wir erinnern dar- 
an, daß es die SPD war, die 1981 das Ende 
der Montan-Mitbestimmung beschlossen 
hat - übrigens mit Zustimmung von Ger- 
hard Schröder - die Rettung der Montan- 
Mitbestimmung verdankt der DGB nie- 
mand anderem als der Regierung Helmut 
Kohl. ■ 
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Die Grünen wollen ein Ende der 
Leistungsgesellschaft 

Zu dem im Kurzprogramm von Bünd- 
nis 90/Die Grünen enthaltenen Vor- 
schlag, eine bedarfsorientierte Grundsi- 
cherung einzuführen, erklärte der wirt- 
schaftspolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Gunnar 
Uldall: 
Das Kurzprogramm der Grünen enthält 
trotz der vielen wählerstimmenhei- 
schenden Abschwächungen noch eine 
Menge politischen Unfug, so z.B. die Ein- 
führung einer bedarfsorientierten Grundsi- 
cherung. Die Grünen wollen die Sozialhil- 
fe und die Arbeitslosenhilfe zusammenfas- 
sen, dabei das Leistungsniveau erheblich 
anheben. Pauschal- statt Einzelleistungen 
einführen und die Unterhaltspflicht über 
mehrere Generationen aufgeben. Die 
Grundsicherung soll bedarfsorientiert sein, 
d.h. sie soll sich nicht mehr wie bisher am 
Einkommen von Niedriglohnempfängern 
orientieren, sondern am allgemeinen Le- 
bensstandard. 
Damit würde Arbeiten für viele unattrak- 
tiv. Beispiel: Ein 4-Personen-Haushalt er- 
hält nach dem Vorschlag eine Grundsi- 
cherung von 2.480 DM pro Monat und 
zusätzlich eine Wohnkostenpauschale 
von 1.260 DM - zusammen 3.740 DM 
netto (anstelle von 2.864 DM Sozialhilfe 
heute). Der Durchschnittsverdienst in 
Deutschland beträgt 4.373 DM brutto. 
Ein verheirateter Arbeitnehmer mit 2 
Kindern (Alleinverdiener, Steuerklasse 
III/2) behält davon nach Abzug aller 
Steuern und Sozialabgaben 3.526 DM 
netto inclusive Kindergeld. Die Grundsi- 
cherung der Grünen führt somit zu einem 
monatlichen Plus von 214 DM gegenüber 
dem Durchschnittseinkommen. Warum 

sollten dann Arbeitnehmer überhaupt 
noch arbeiten? 
Die Grünen verabschieden sich damit 
von wichtigen Grundprinzipien der So- 
zialen Marktwirtschaft: Vom Leistungs- 
prinzip, das besagt: Leistung muß sich 
lohnen. Wer arbeitet, muß besser daste- 
hen als derjenige, der nicht arbeitet; und 
vom Subsidiaritätsprinzip, das besagt, 
daß in erster Linie nicht der Staat, son- 
dern die Familie (Eltern und Kinder) un- 
terhaltspflichtig ist. 

Die Union steht dafür, daß diese bewährte!1 

Prinzipien erhalten bleiben. Die vorhande- 
nen sozialen Sicherungssysteme garantie- 
ren den Hilfsbedürftigen bereits heute ein 

Ein Grundsicherungsmodell 
muß unbedingt verhindert 
werden. 

Existenzminimum, das ihren individuell 
Bedürfnissen entspricht. Alle darüber hi°' 
ausgehenden Vorschläge bedeuten eine v 

antwortungslose staatliche Umverteilung 
zu Lasten der Leistungsträger. Die Grüne 
schlagen eine Erhöhung der Erbschaft-u 

Vermögensteuer vor, um die Mehrausga 

in Höhe von 12 Milliarden DM zu finartf 
ren. Damit würden Leistungsträger unse 
Gesellschaft zur Finanzierung des Nicn1' 
stuns anderer herangezogen! 

Ein Grundsicherungsmodell nach den 
Stellungen von Bündnis 90/Die Grünen 
gilt es auf jeden Fall zu verhindern. P1 . 
Leistungsgesellschaft darf nicht durch 
ne totale Anspruchsgesellschaft ersetz   j 
werden! 
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rgumente Erfolgreiche 
Politik für 
Senioren 

1-WastutdieCDU- 
9eführte Bundesregie- 
rung für die Senioren? 

[jund 30 Millionen DM stehen im 
aushalt des Bundesseniorenmini- 
®fiums zur Förderung gesellschafts- 

^■'tischer Maßnahmen für die ältere 
in ?eration- 1989 waren es nur knapp u Millionen DM. 

eit 1992 gibt es den Bundesalten- 
Kfn- 'hm stehen 1998 zwölf Millionen 

M zur Verfügung. 

fleh? 50 von 150 Seniorenbüros 
dift    en zu den Modellprogrammen, 
&6 das von Claudia Nolte geführte 

Ur,desministerium fördert. 

2- Rentenreform - Sicher 
leben im Alter 
r Beitragssatz zur Rentenversiche- 

^9, der heute bei 20,3 Prozent des 
^ uttoeinkommens liegt, soll 1999 wie- 
ItJ" unter die 20-Prozent-Marke sin- 
l9'

b's zum Jahr 2010 sogar auf fast 
.     rozent zurückgehen. 
fairClieses Zie' zu erreichen, muß ein 
e^.Kompromiß zwischen Leistungs- 
$cri|     gem und Beitragszahlern ge- 
^en?SSen und zur Berecnnun9 der 

$CrJ6p der s°9enannte „demographi- 
cj6r   

Faktor" herangezogen werden, 
W■ . stei9ende Lebenserwartung 
6rucksichtigt. 

0|ge: Die Renten 
cei9en langsamer. st? 

Aber wohlbemerkt: 
Sie sinken nicht. 

Herausragendes Beispiel für die Soli- 
dargemeinschaft in Deutschland: Die 
Rentner in den neuen Bundesländern 
stehen auf einem festen finanziellen 
Fundament. Dafür sorgt die stetige 
Rentenanpassung in Ostdeutschland. 
Zu deutlichen Verbesserungen für er- 
ziehende Mütter und Väter sorgt das 
Rentenreformgesetz ab 1. Juli. Da- 
nach wird die Bewertung der Erzie- 
hungszeiten bis zum Jahr 2000 stu- 
fenweise auf 100 Prozent des Durch- 
schnittsverdienstes der Versicherten 
angehoben. Wer neben der Kinderer- 
ziehung erwerbstätig war, erhält die 
Kindererziehungszeiten bis zur Be- 
messungsgrenze dazugerechnet. 

3. Einführung der sozialen 
Pflegeversicherung - ein 
großer Erfolg der CDU 

17 Millionen Pflegebedürftige erhal- 
ten heute Leistungen aus der Pflege- 
versicherung. Norbert Blüm und die 
CDU haben lange und hart dafür 
gekämpft. 

• In der häuslichen Pflege erhalten 
gegenwärtig 1,24 Millionen Pflegebe- 
dürftige jeden Monat bis 1.300 DM 
Pflegegeld oder Sachleistungen im 
Wert von bis zu 3.750 DM. 

• Bei stationärer Pflege erhalten 
über 450.000 Pflegebedürftige monat- 
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lieh zwischen 2.000 und 3.300 DM aus 
der Pflegeversicherung. 
Seit Einführung der Pflegeversiche- 
rung sind weniger ältere Menschen 
abhängig von Sozialhilfe. 
Auf zehn bis elf Milliarden Mark wer- 
den die Einsparungen geschätzt, die 
die Pflegeversicherung den Kommu- 
nen als den Trägern der Sozialhilfe 
eingebracht hat. 
75.000 neue Arbeitsplätze sind seit 
1994 geschaffen worden. 

4. Gesundheitsreform: 
Umbau in sozialer Verant- 
wortung 

Seit Sommer 1997 steigen die Ausga- 
ben der gesetzlichen Krankenkassen 
nicht mehr an. Die Gesundheitsvorsor- 
ge bleibt damit finanzierbar. Das war 
nur möglich mit mehr Eigenverantwor- 
tung, Eigenvorsorge, Sparsamkeit und 
Effizienz. Ohne Zuzahlung und Selbst- 
beteiligung hieße die Alternative „Aus- 
schlußmedizin". Notwenige Operatio- 
nen hätten bei älteren Menschen nicht 
mehr durchgeführt werden können. 

5. Sicherheit für alle 
Bürger 

Ältere Menschen müssen vor Gewalt 
und Kriminalität geschützt werden. Die 
Senioren-Union unterstützt konse- 
quent die Politik von CDU und CSU in 
diesem Punkt. Ältere Menschen sind 
zwar nicht häufiger Opfer von Krimina- 

lität als Jugendliche, aber sie leiden 
oft mehr unter deren Folgen. 

Wir wollen 
• eine moderne und ein- 

satzfähige Polizei, 
• eine handlungsfähige 

Justiz und 
• eine rechtsbewußte und 

solidarische Gesellschaft- 
Für uns gilt: Keine Toleranz 
für Gewalttäter und Rechts' 
brecher. 

Alte Menschen sollen sich auf Straßef1 

und Plätzen sowie in öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln sicher fühlen. 
Die Bundesregierung unter Bundes- 
kanzler Helmut Kohl hat sehr viel für 
die innere Sicherheit getan. Ohne SPP 
Blockade im Bundesrat hätte noch 
mehr durchgesetzt werden können. 

6. Gleitender Übergang 
vom Beruf in die Rente 

Für 4,5 Millionen Arbeitnehmer sind 
bis heute bereits Tarifverträge zur Fö 

derung der Altersteilzeit abgeschlos- 
sen worden. Dieser gleitende Über- 
gang aus dem Erwerbsleben in den 
Ruhestand ersetzt wirkungsvoll die 
Frühverrentung, die zu Lasten der S 
zialkassen geht. Gewerkschaften un 

Arbeitnehmer haben das Altersteil' 
zeitgesetz, das diesen Übergang 
regelt, angenommen. 

Rentenreform - Altersteilzeitgesetz - Pflegeversicherung - Gesund- 
heitsreform - Sicherheit für alle Bürger: Die CDU hat bewiesen, daß 
ihre Politik auch für Senioren erfolgreich ist. Wir Senioren werden 
am 27. September beweisen: Die älteren Wähler entscheiden die Wahl- 

Bernhard Worms, Bundesvorsitzender der Senioren-Union 
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Sport und soziale Verantwortung 
L.   O 

jje'mut Kohl bei der Eröffnung des 30. 
eutschen Turnfestes am 31. Mai in 

Lunchen: 

^Port verbindet. Er führt Menschen aus 
te

erscniedenen Ländern und Kulturen, un- 
j, rschiedlichen Generationen und gesell- 
^"aftlichen Schichten zusammen. 
> r Deutsche Turner-Bund und die vielen 

rnvereine in unserem Land sind ein un- 
sJ"2lchtbarer Bestandteil unseres gesell- 
'. örtlichen und kulturellen Lebens. Ohne 

wäre unser Land um vieles ärmer. 

Hi k    utscr,e Turner-Bund ist mit seinen 
?w    als 4'6 Millionen Mitgliedern der 
D ^größte Spitzenverband unter dem 

ch des Deutschen Sportbundes. 

ge Hrc*en Turnern sind viele Kinder und Ju- 
(]e

nr''che. Fast zwei Drittel der Mitglieder 
u. putschen Turner-Bundes sind Frauen; 
j^. kein anderer Sportverband hat mehr 

Nieder, die 50 Jahre oder älter sind. 

vje Deutschen Turner-Bund haben sich 
ne 

e Menschen zusammengefunden, de- 
der 

es n'cht nur um den Sport geht, son- 
i^    auch um ihre soziale Verantwortung 

Gesellschaft. 

stift11 bedeutet Wettbewerb. Gleichzeitig 
njciet er Gemeinsamkeit. Hierbei denke ich 
djj, , 2uletzt auch an die Integration auslän- 
^.    er Mitbürgerinnen und Mitbürger. 

SCK   
el°stverstandlichkeit, mit der Men- 

H^1! unterschiedlicher Herkunft zusam- 
re b   P°rt treiben, ist auch für viele ande- 
j    deiche vorbildlich. 

fürkln
K
de es erfreulich, daß es gerade auch 

W   nderte Menschen in Turn- und 
die j. Vereinen zunehmend Angebote gibt, 
ty.    nen angemessen sind. 

''ehk°   en gemeinsam nach mehr Mög- 
lic^L11^!1 suchen, damit behinderte und 
^Pon f   nderte Menschen zusammen 

Reiben können. 

Durch den Sport werden nicht nur Gesund- 
heit und Wohlbefinden gefördert. Der 
Sport eröffnet auch vielfältige Möglichkei- 
ten zu einer sinnerfüllten Freizeitgestal- 
tung. 

Besonders für junge Menschen ist dieses 
Angebot sehr wertvoll. Sie lernen, ihre 
Kräfte spielerisch mit anderen zu messen 
und sie einzuteilen. Sie lernen, Verant- 
wortung für sich und andere zu überneh- 
men. 

Junge Menschen, die Sport treiben und 
sich in Vereinen engagieren, leiden nicht 
an Ziellosigkeit und Langeweile. Sie las- 
sen sich von den Parolen radikaler Grup- 
pierungen nicht beeindrucken. 

Im Sport werden Eigenschaften gefördert 
die gerade auch in einer modernen Gesell- 
schaft unerläßlich sind: 

• Leistungswille und Einsatzbereitschaft, 
• Zielorientierung und Durchsetzungsver- 

mögen, 
• Rücksichtnahme und Teamgeist. 
Der Sport und seine Organisationen 
gehören zu den stabilisierenden und wer- 
tevermittelnden Institutionen unseres Lan- 
des. Diese Aufgabe kann gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 

Weitersagen! 

Wir haben für 16 Millionen Men- 
schen in den neuen Ländern den 
Sozialstaat aufgebaut. Vor der Wie- 
dervereinigung erhielt ein Rentner 
mit mehr als 40 Versicherungsjahren 
zwischen 470 und 600 Ostmark, 
heute beträgt seine Rente knapp 
1.700 DM. 

Helmut Kohl in seinem Bericht auf 
dem 10. Parteitag in Bremen 
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Sog. Sekten und Psychogruppen 
derzeit keine Gefahr 

für Staat und Gesellschaft 
Zur Beschlußfassung des Abschlußbe- 
richts der Enquete-Kommission „Sog. 
Sekten und Psychogruppen" erklärten 
die Kommissions-Vorsitzende, Ortrun 
Schätzle, und der Obmann der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ronald 
Pofalla gemeinsam: 
Nach zweijähriger Arbeit hat die Enquete- 
Kommission „Sog. Sekten und Psycho- 
gruppen" ihren Abschlußbericht beschlos- 
sen. Damit setzen wir einen vorläufigen 
Schlußpunkt unter eine sehr interessante, 
wenn auch nicht immer leichte Aufgabe. 
Trotz des immensen Umfangs unseres Ab- 
schlußberichts kommen wir zu dem Er- 
gebnis, daß die in Deutschland agierenden 
sog. Sekten und Psychogruppen derzeit 
keine Gefahr für Staat und Gesellschaft 
darstellen. Nur einzelne Gruppen weisen 
ein hohes politisches Konfliktpotential 
auf. 
Gleichwohl haben wir für die unter- 
schiedlichsten Bereiche zahlreiche 
Handlungsempfehlungen formuliert, de- 
ren Umsetzung wir dem Deutschen Bun- 
destag dringend ans Herz legen. Auch 
unterhalb der Schwelle gefährlichen 
Handelns haben sich etliche Konfliktfel- 
der herauskristallisiert. Zum Schutz vor 
möglichen sich zur Gefahr ausweitenden 
Konflikten - ob gesundheitsgefährdender 
oder finanzieller Natur - muß der Gesetz- 
geber in vielen Bereichen erstmalig tätig 
werden bzw. bestehende Regelungen 
verbessern. 
Herausgehoben seien nur einige unserer 
Handlungsempfehlungen: 
• So sollen etwa weder Art. 4 GG noch 

Art. 140 GG/Art. 137 Abs. 5 WRV geän- 
dert oder ergänzt werden. Vielmehr be- 
kennt sich die Kommission uneinge- 
schränkt zu religiös-weltanschaulicher TO' 
leranz und Pluralität. 
• Ferner empfehlen wir die Einrichtung 
einer Stiftung/Mediationsstelle als inter- 
disziplinär arbeitendes Institut zur Durch- 
führung von Forschungsarbeiten, Publik3' 
tionen, Erstellung von Gutachten für Ge- 
richte und staatliche Stellen sowie für 
Schulungs- und Informationsmaßnahmefl- 
Diese Stiftung sollte auch als Ombuds- 
Stelle und zur Schaffung/Betreuung eine* 
Rechtshilfefonds dienen. 
• Auch die Einführung einer gesetzliche 
Regelung betreffend die staatliche Förde- 
rung privater Beratungs- und Informati- 
onsstellen wird angeregt. 
• Auf der Grundlage des vom Bundes^1 

eingebrachten Entwurfs empfiehlt die 
Kommission weiterhin die Beratung des 
Gesetzes zur Regelung der gewerbliche 
Lebensbewältigungshilfe. 
• Die Kommission stellt darüber hinaüS 

Diskussionsbedarf im Hinblick auf die 
Einführung einer strafrechtlichen Vera«1 

wortlichkeit für juristische Personen an 
Personenvereinigungen fest. 
• Im Heilpraktikergesetz muß eine kl 
Definition der Heilkunde vorgenornrne 
werden; außerdem wird angeregt, d'eJj -|, 
führung eines Straftatbestandes des „" 
schwindeis" zu prüfen; auch müssen e> 
heitliche Zulassungsvoraussetzunge11 g&, 
die Erlaubnis der Heilkundeausübung e 
schaffen werden. 
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Weiteren Handlungsbedarf sehen wir 
Uch im Hinblick auf eine Stärkung der in- 
ernationalen Zusammenarbeit auf Regie- 

ngs- und Fachministerebene sowie be- 
glich der Einrichtung einer zentralen In- 
°rniationsstelle mit den Gremien der EU. 

Des weiteren regen wir auch die Fortset- 
Ung der Beobachtung der Scientology-Or- 

°anisation durch den Verfassungsschutz an. 
Is eines der ganz wichtigen Ergebnisse 

^nserer Arbeit ist sicherlich die Tatsache 
ü Werten, daß man in unserem Bericht 
^Ine „schwarzen Listen" über Gruppie- 

^gen vorfinden wird. Auch unsere Vor- 
Jpnensweise als solche war nicht etwa die, 

aJ> wir Gruppe für Gruppe „abgearbeitet" 
s- tten. Vor allem unsere lebhaften Diskus- 
sen über den Gegenstandsbereich bzw. 
c>Ssen phänomenologische und begriffli- 
nj e,K,ärung haben gezeigt, daß es eben 

cnt einen einzigen Ausdruck gibt, die den 
j. samten von uns untersuchten Bereich 
b Sen und die mehr als mißverständliche 
tneheiChnUng "Sekten" ersetzen kann. Viel- 
fIikth5ind Wir bei unserer Analyse kon" 
Uml       gen VOI"gegangen und haben ganz 
WfyChiedliche Bereiche auf mögliches 
Se.Jnktträchtiges Handeln sogenannter 
So k    Und Psycn°gruPPen durchleuchtet. 
Ma v™ Wie der rehg'ös"we,tanschauliche 
len    insgesamt ist, so verschieden kön- 
fej. 

auch die hier anzutreffenden Problem- 
lenf r Se'n" Ansatzpunkt für ein gegebe- 
St      '

s erforderliches Einschreiten des 
K0nfl-S kann a'so immer nur das jeweilige 
Se)^     feld sein' nicht aber die Gruppe 
0ru

St- D>es auch gegenüber einzelnen 
chen

Dpen sow*e Betroffenen zu verdeutli- 
cht u' War mcnt immer ganz einfach und 
(Jm nser ganzes Engagement gefordert. 
Schlu°RKlehr hoffen wir' daß "nser Ab- 
v0n 'Bericht endlich etwas Licht in ein 
tiijje 

0rurteilen und beiderseitigen Ressen- 
bje !? geprägtes Dunkel bringen wird. 
%nd Kkussion um den gesamten Gegen- 

usbereich ist mit dem Abschlußbericht 

mission wünscht vielmehr, zu einer ver- 
sachlichten und entemotionalisierten Fort- 
führung der Auseinandersetzung beitragen 
zu können. Als schwierige Gratwanderung 
wird sich hierbei auch weiterhin die Ab- 
wägung zwischen der einerseits uneinge- 
schränkt beizubehaltenden Glaubens- und 
Gewissensfreiheit und andererseits dem 
Schutz Einzelner vor möglichen Gefahren 
bzw. Übervorteilungen erweisen. 
Wie erwartet, haben BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN ein umfangreiches Sondervo- 
tum vorgelegt. Damit setzen sie ihren 
„Einbahnstraßenweg" für alles, was sich 
Minderheit nennt, fort. Bedauerlich ist 
hierbei vor allem, daß die Kommission 
sich in vielen Debatten und bei zahlrei- 
chen Abstimmungen zu Kompromissen 
oder zumindest doch gesteigerter Rück- 
sichtnahme gegenüber den Grünen hat 
hinreißen lassen. 
Dies geschah vor allem in der nun ent- 
täuschten Hoffnung, die Grünen im Ergeb- 
nis im Interesse der Sache mit einzubin- 
den. Schließlich spiegelt das Sondervotum 
jedoch nur die Ansicht einer Abgeordneten 
und eines Sachverständigen der Enquete- 
Kommission wider. Es ist nicht im gering- 
sten dazu geeignet, die von der Mehrheit 
der Kommission getragenen Ergebnisse 
und Erkenntnisse in Frage zu stellen. 

reiHch nicht beendet. Die Enquete-Kom- 

Gericht lehnt Antrag 
auf einstweilige 
Verfügung ab 
Bundesfinanzminister Theo Waigel 
darf die PDS weiter als „politisch kri- 
minelle Vereinigung,, bezeichnen. 
Das Landgericht Hamburg lehnte 
den Antrag des Hamburger PDS- 
Bundestagskandidaten Peter Alex- 
ander von der Marwitz auf Erlaß ei- 
ner Einstweiligen Verfügung ab, mit 
dem Waigel diese Behauptung un- 
tersagt werden sollte. 
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„Magna Charta44 für 
Regionalsprachen verabschiedet 

Der Deutsche Bundestag hat jetzt die 
europäische Konvention für Regional- 
und Minderheitensprachen verabschie- 
det. Deutschland ist damit nach Finn- 
land, Ungarn, Kroatien, Liechtenstein, 
den Niederlanden, Norwegen und der 
Schweiz das achte Land, das die seit 
dem 1. März in Kraft getretene Kon- 
vention ratifiziert. 
Unter ihren Schutz fallen künftig die Min- 
derheitensprachen Dänisch, Friesisch, Ro- 
manes und Sorbisch, sowie „Nieder- 
deutsch" als erste europäisch-anerkannte 
Regionalsprache. Damit muß künftig auch 
das Plattdeutsche in Funk und Fernsehen 
stärker berücksichtigt werden. 
In seiner Rede vor dem Plenum bezeich- 
nete der Sprecher der überfraktionellen 
Abgeordneten-Initiative „Niederdeutsch", 
der Flensburger Bundestagsabgeordnete 
Wolfgang Börnsen, die Konvention in 
Anlehnung an die erste englische Verfas- 
sung als „Magna Charta" der Regional- 
und Minderheitensprachen: 
Sprache stiftet Identität ist Heimat. Spra- 
che schafft Geborgenheit oder, wie es der 
niederdeutsche Dichter Klaus Groth in 
seinem Gedicht „Modersprack, wat bist 
du schön" formulierte: „dat Geföhl to 
Huus to sien". Eine Vielfalt von Sprachen 
schafft kulturellen Reichtum, fördert 
Kreativität und Phantasie. Minderheiten- 
gruppen identifizieren sich über die glei- 
che Sprache und finden durch sie zu Ei- 
genständigkeit, Verbundenheit und Zu- 
gehörigkeit. Noch gibt es circa 7.000 
Einzelsprachen auf der Erde. Doch 
wöchentlich ereilt zwei von ihnen der un- 
wiederbringliche Sprachentod. Deutsch- 
land gehört mit der heutigen Be- 

schlußfassung zu den Vorreiterländern in 
Europa, die dieser Entwicklung entge- 
gentreten und sich für den Erhalt von 
Sprachen einsetzen. So wie einst die 
Magna Charta erstmals die Rechte der 
Engländer schützte. 
Mit der jetzt ratifizierten Sprachencharta 
kommen vier Minderheiten- und eine Re' 
gionalsprache der Bundesrepublik zu 
Schutz, offizieller Anerkennung und eu- 
ropäischer Geltung. Ob im Kindergarten, 
in der Schule, vor Gericht oder in der We1' 
terbildung wie auch in der Kulturförde- 
rung - die Bürger erhalten ein Recht aui 
eigene Sprache, können sich in ihrer Spra' 
ehe rechtfertigen und notfalls auf einen 
Übersetzer zurückgreifen. Behördenbe- 
scheide haben künftig Randsprachen zu 
berücksichtigen, und Bildungswerke 
haben für ihre Sprachenarbeit einen 
grundsätzlichen Anspruch auf Förderung- 

Dazu gehört die ca. 50.000 Angehörige 
umfassende Volksgruppe der dänischen 
Minderheit im Norden Schleswig-Hol- 
steins, die etwa 60.000 Sorben in Sachse11 

und Brandenburg, sowie die 2.000 Satef' 
friesen und 10.000 Mitbürger an der We-S 

küste Schleswig-Holsteins, die friesisch 
sprechen, sowie schließlich das Roman6 

der fast 70.000 deutschen Sinti und Ro& ' 
Das Plattdeutsche beherrschen noch f#' 
acht Millionen Menschen. Dabei ist in 
Kindergärten, Schulen und Hochschule^ 
der fünf norddeutschen Länder sogar e' 
neue Pro-Plattdeutsch-Dynamik erken"' 
bar. Sie ist auch notwendig. Würde Pla 

nicht vom Katheder, von der Kanzel zu 

hören, in der Zeitung zu lesen und im    • 
Fernsehen zu „sehen" sein, es wäre inb | 
nem Bestand gefährdet. 
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Große Chance für Berliner Kulturszene 
Die „Love Parade" ist die 
größte Jugendkulturveran- 
staltung weltweit. Sie ist 
Ausdruck der Techno-Ge- 
neration. Mehrere hundert- 
tausend fröhliche, tanzende 
Junge Menschen sind eine 
tolle Werbung für Berlin, 
seine lebendige Kulturs- 
zene. 

Das ganze „Parade-Wo- 
chenende" im Juli werden 
d'e unterschiedlichsten 
^-lubs mit Sonderveranstal- 
tungen zeigen, was Berlin 
2u bieten hat. Dies muß 
auch Unterstützung durch 
die Politik in der Haupt- 
stadt erfahren. 
peter Radunski, Sena- 
tor für Wissenschaft, 
Forschung und Kultur: 
viele Jugendliche kom- 
men aber nicht allein 
^egen der „Love Para- 
de" nach Berlin. Sie 
Werden auch das viel- 
fältige Sommerkul- 

Kultursenator wirbt 
mit eigenem „Flyer" 
für Hauptstadtkultur 

Urangebot nutzen. Auch in diesem 
G°rnmer werden Theater und Freie 
^ruPpen wieder ein für die jüngere 

deration interessantes Kulturpro- 
gramm anbieten. 

Zusammenarbeit mit den Organisa- 
ren der „Love Parade" wird die Kul- 

SStrirrs' 0.i»pben werden 
"äs Berliner 

turverwaltung erstmal mit seinem 
eigenen „Flyer" offensiv für interes- 
sante Veranstaltungen an diesem 
Wochenende werben. Mit einer Auf- 
lage von rund 250.000 Exemplaren 
bietet die Info-Postkarte einen 
Überblick über Theateraufführungen, 
Tanzveranstaltungen, Videoinstalla- ' 
tionen und Ausstellungen vom 10 bis 
12. Juli 1998. Der „Flyer" wird 
komplett durch Sponsoren finanziert 
und bereits im Vorfeld bundesweit 
verteilt. 
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Wahlrecht für Deutsche 
im Ausland erweitert 

Wie der Bundeswahlleiter mitteilt, hat 
der Bundesgesetzgeber im Bundes- 
wahlgesetz den Zeitraum, in welchem 
Deutsche nach ihrem Fortzug aus der 
Bundesrepublik Deutschland das ak- 
tive Wahlrecht bei Bundestagswahlen 
behalten, von 10 auf 25 Jahre verlän- 
gert. 

1. Das bedeutet für die Bundestagswahl 
am 27. September 1998: 

■ Deutsche, die außerhalb der Mitglied- 
staaten des Europarates leben, können 
an der bevorstehenden Wahl des 14. 
Deutschen Bundestages teilnehmen, 
wenn sie 

• Deutsche im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes sind, 

• am Wahltag das 18. Lebensjahr voll- 
endet haben, 

• nach dem 23. Mai 1949 mindestens 
drei Monate ununterbrochen in der Bun- 
desrepublik Deutschland gewohnt ha- 
ben, 

• nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen 
sind und 

■ am Wahltag nicht mehr als fünfund- 
zwanzig Jahre seit ihrem Fortzug aus 
der Bundesrepublik Deutschland verstri- 
chen sind. 

Die Verlängerung der bisher bei einem 
Fortzug geltenden Zehnjahresfrist auf 25 
Jahre trägt den verbesserten Möglich- 
keiten für eine kommunikative Teilnahme 
am politischen Geschehen in der Bun- 
desrepublik Deutschland vom Ausland 
aus Rechnung. 

■ Für Deutsche, die in einem Mitglieds- 
land des Europarates leben, gilt nach 
dem Bundeswahlgesetz die Frist von 25 
Jahren nicht. Solche Deutschen können 
- gleich wie lange sie aus der Bundesre- 
publik Deutschland fortgezogen sind - 
an der Bundestagswahl 1998 teilneh- 
men, wenn sie die übrigen, oben er- 
wähnten Voraussetzungen erfüllen. 
Außer der Bundesrepublik Deutschland 
sind derzeit Mitgliedstaaten des Euro- 
parates: Albanien, Andorra, Belgien, 
Bulgarien, Dänemark, ehemalige jugos' 
lawische Republik Mazedonien, Est- 
land, Finnland, Frankreich, Griechen- 
land, Irland, Island, Italien, Kroatien, 
Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem- 
burg, Malta, Moldau, Niederlande, Nor- 
wegen, Österreich, Polen, Portugal, 
Rumänien, Russische Föderation, San 
Marino, Schweden, Schweiz, Slowaki- 
sche Republik, Slowenien, Spanien, 
Tschechische Republik, Türkei, Ukrain6' 
Ungarn, Vereinigtes Königreich und 
Zypern. 

■ Deutsche, die im Ausland leben und 
die unter 1. oder 2. genannten Voraus- 
setzungen erfüllen, müssen sich rec«1 

zeitig in das Wählerverzeichnis ihff 
letzten Heimatgemeinde in DeutscH' 
land eintragen lassen. Diese Eintra- 
gung muß schriftlich mit einem beson 
ren Formular beantragt werden; zug|e 

muß der Deutsche an Eides Statt vers 
ehern, daß er wahlberechtigt ist. 

Die Antragsformulare für die Bundes- 
tagswahl in diesem Jahr stehen seit 
de Mai/Anfang Juni 1998 zur Verfügt 
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ie Formulare können angefordert wer- 

% bei allen Botschaften und Konsulaten 
<Jer Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland, 

beim Bundeswahlleiter, Statistisches 
Bundesamt, 65180 Wiesbaden, oder 

bei den Kreiswahlleitern in Deutsch- 
land. 

eibstverständlich können Antragsfor- 
mulare zugleich für Familienangehörige, 

®unde oder Kollegen angefordert wer- 
fü 

n, F'rmen und Verbände können sich 
t 

r !hre Mitarbeiter im Ausland die An- 
c
a9svordrucke gleich in der erforderli- 

en Stückzahl zusenden lassen. 

^ Jeder wahlberechtigte Deutsche im 

dert'and mUß dann fÜr S'ch einen geson" 
Wäh   Antra9 auf Eintragung in das 

Qhlerverzeichnis stellen und ihn mit 
L   eidesstattlichen Versicherung, wahl- 
de echtigt zu sein, an die Gemeinde, in 
reDl

e
K

r..Vor dem Fortzug aus der Bundes- 
wJbhk Deutschland zuletzt gemeldet 
ar- schicken. 

DjeA 

Spätrträge müssen auf dem Formular 
tan      ens am 21- Ta9 vor dem Wahl- 

9g dn- spätestens am 6. September 

teüt bei der zustandj9en Stelle in 
tschland eingehen. Die ausgefüllten 

Antragsvordrucke sollten deshalb mög- 
lichst frühzeitig zurückgeschickt werden. 

■ Nachdem ein Deutscher auf diese 
Weise in das Wählerverzeichnis einge- 
tragen wurde, erhält er ohne weitere An- 
forderung - ca. 1 Monat vor dem Wahl- 
tag - die für seine Briefwahl erforderli- 
chen Wahlunterlagen (Wahlschein, 
Stimmzettel, Wahlumschlag, Wahlbrief- 
umschlag und Merkblatt zur Briefwahl) 
übersandt. 

Deutsche im Ausland, die an der Bun- 
destagswahl vom 27. September 1998 
teilnehmen wollen, sollten wegen dieses 
besonderen Verfahrens und der unter 
Umständen langen Postwege rechtzeitig 
handeln. Die deutschen Auslandsvertre- 
tungen werden zwar durch Anzeigen in 
der ausländischen Presse auf die Wahl- 
möglichkeit für Deutsche im Ausland 
hinweisen. Es empfiehlt sich aber, daß 
Familienangehörige oder Freunde, die in 
der Bundesrepublik Deutschland leben, 
und Firmen, die Mitarbeiter ins Ausland 
entsandt haben, ihre im Ausland leben- 
den Angehörigen, Freunde und Mitarbei- 
ter auf die Möglichkeit und Formalien 
zur Teilnahme an der Bundestagswahl 
1998 aufmerksam machen. 

Bei Rückfragen bitte Telefon 
(06 11) 75-23 45 oder 23 60 

Wir gewinnen, wenn wir wollen 
I nter diesem Motto steht die 7. 

^ Bundesdelegiertentagung der 
enioren-Union, zu der Bundesvor- 

Jl'teender Bernhard Worms nach Er- 
urt eingeladen hat. 

! °m 5. bis zum 7. Juli tagen die De- 
9'erten in der Neuen Messe und 
ol|en sich auf die letzten Wochen 
°r der Bundestagswahl vorbereiten. 

Die Versammlung ist gleichzeitig 
Deutschlandtag der Senioren-Union 
und soll ein Signal an die ältere Ge- 
neration sein. 

Am Dienstag, den 7. Juli findet um 14 
Uhr im Rahmen der Bundesdelegier- 
tenversammlung eine Großveranstal- 
tung mit dem Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, statt. 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Es ist der Ort des Vermächtnis- 

ses, ein Ort der Besinnung auf 
die internationalen Lebensbedingun- 
gen unseres Staates: die Festigkeit 
der atlantischen Gemeinschaft und 
die politische Union Europas. Mini- 
sterpräsident Bernhard Vogel be- 
schrieb so Cadenabbia, Konrad 
Adenauers bevorzugten Ferienort 
am Corner See. 
Die prächtig gelegene Villa La Colli- 
na in Cadenabbia, Adenauers Feri- 
endomizil, befindet sich im Besitz 
der Konrad-Adenauer-Stiftung. Ab- 
sicht der Stiftung ist es, daß mög- 
lichst viele dieses Anwesen kennen- 
lernen. Die KAS hat daher eine neu- 
es „politisch-kulturelles Angebot" auf 
den Weg gebracht. Es dient dem 
Ziel, Interessierten die Möglichkeit 
zu geben, am Corner See „auf den 
Spuren des großen deutschen und 
europäischen Staatsmannes" zu 
wandeln. 

Auf den Spuren von Konrad 
Adenauer in Cadenabbia 

Studientagungen 
Termine/Preise: 
26.8.-30.8. 1998 
(VA 224; DM 700,-) 

9.9.-13.9. 1998 
(VA 238; DM 790,-) 

4. 10.-8. 10. 1998 
(VA 264; DM 670,-) 

25. 10.-29. 10. 1998 
(VA 287; DM 670,-) 

Die Unterbringung erfolgt in Doppel- 
zimmern, bei Unterbringung in Ein- 
zelzimmern wird ein Zuschlag er- 
hoben. 

Besonderes: 
Sie wohnen in der Villa La Collina, 
nehmen dort an Vorträgen über das 
politische Wirken Konrad Adenauers 
teil und diskutieren mit Experten 
über innen- und außenpolitische Im- 
pulse, die in Cadenabbia ihren Aus- 
gang nahmen. 
Darüber hinaus lernen Sie die Orte 
in und um Cadenabbia kennen, die 
Adenauer inspirierten und die so zu 

historischen Stätten „informellen Ge- 
dankenaustauschs" geworden sind. 
Am Ende Ihres Aufenthalts werden 
Sie, ein Versprechen der Veranstal- 
ter, um die Antwort auf die Frage 
nicht verlegen sein, warum es den 
„Alten" immer wieder an den Corner 
See zog. 

Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
z. Hd. Frau Angelika Beuth 
Postfach 13 31 
50387 Wesseling 
Fax (0 22 36) 707-230 
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Der christlich-demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

•uft e.V. sucht für seine Bundesge- 
schäftsstelle zum 1. September 1998 

eine Jugendbildungs- 
referentin/einen 
Jugendbildungs- 

referenten 
Zu den Aufgaben gehören: 

• Konzeption, Organisation und 
Durchführung von Veranstaltungen 
?ur jugendpolitischen Bildung 

• Mitarbeit bei der Öffentlichkeitsar- 
beit des Verbandes 

• Erarbeitung von Broschüren und 
anderen Publikationen 

• Vorbereitung und Durchführung 
v°n Internationalen Jugendbegeg- 
nungen 
Für diese Tätigkeit erwarten wir: 

• ein abgeschlossenes Studium der 

Sozialpädagogik bzw. Sozialarbeit 
oder vergleichbare Qualifikation 
• Erfahrungen in der Kinder- und 
Jugendarbeit 

• die Fähigkeit zu selbständigem 
und flexiblem Arbeiten in einem 
Team 

• Bereitschaft zu Wochenendarbeit 
und Dienstreisen 

• Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
mit dem ehrenamtlichen Bundesvor- 
stand. 

Wünschenswert sind Erfahrungen in 
der Jugendverbandsarbeit. 

Die Vergütung erfolgt in Anlehnung 
an den BAT, zunächst in der Vergü- 
tungsgruppe IV b. 

Ihre Bewerbungen mit den üb- 
lichen Unterlagen senden Sie 
bitte bis zum 15. Juli 1998 an: 

Frischluft e.V. z. H. Claudia 
Hofmann, Postfach 24 01 16, 
53154 Bonn. 

Mit dem Entstehen des Europäi- 
schen Binnenmarktes und dem 

^schärften globalen Wettbewerb 
aben sich die ökonomischen Rah- 

j^snbedingungen für den Export aus 
eutschland spürbar verändert. Die 

ij der neuen Situation bestehenden 
nancen und Risiken sind vielfach 
e9enstand von Veranstaltungen 
er Konrad-Adenauer-Stiftung. 

juries der Angebote in 
Wendgräben: 

Granstaltung Nr. 88 (W) 

WMBPBBMft'raiBBBniTaa 

Europa - Deutschlands Chance: 
Europäischer Binnenmarkt und in- 
ternationaler Wettbewerb 
27. Wendgräbener Dialog-Forum 
26. bis 27. Juni 1998 
Weitere Informationen/ 
Anmeldungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Wendgräben 
Wendgräbener Chaussee 1 
39279 Wendgräben 
Fax (03 92 45) 952-206 
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• Aufbau Ost 
Der Weg in die deutsche Einheit is1 

gelungen. Die neuen Bundesland^ 
werden zum modernsten Standort 
Europas. Die vorliegende Broschü- 
re dokumentiert eine Gemein- 
schaftsleistung der Menschen aus 
Ost und West, die auf der Welt 
ihresgleichen sucht. 

Bestell-Nr.: 5402 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 37,50 DM 

• SPD / PDS Wir sind bereit 
Poster DIN A1 
Bestell-Nr.:7417 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 25 - DM 
Poster DIN A0 
Bestell-Nr. :7418 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je 50 Expl.: 50- DM 
Abb. der Motivs : Seite 2 

Kassenbuch: Was kostet uns 
Rot/Grün: „SPD-Programm"' 
Eine wirtschaftliche Prüfung des 
SPD-Wahlprogramms im Soll und 
Haben-Test 
Bestell-Nr.:5411 
Verpackungseinheit: 50 Expl.     ^ 
Preis je 50 Expl.: 35-DM 

< Kassenbuch: Was kostet 
uns Rot/Grün: „Bündnis90/P,(J 

Grünen" 
Der Soll und Haben-Test für das 
Wahlprogramm von „Bündnis90/ 
Die Grünen" 

Bestell-Nr. :5412 
Verpackungseinheit: 50 Expl- 
Preis je 50 Expl.: 35-DM 
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rot-grune 
10. 

CDU 
ö Der rot-grüne Kandidat 

Schüre, DIN A6, 20 Seiten 
V6stell-Nr.:5344 
h rPackungseinheit: 100 Expl 

6lsJe 100 Expl.: 24,00 DM 

HUffmarbeiUheft 

(jerharb'Schröder 

pbs^ ^ 
• Schulheft: Gerhard Schröder 
Bestell-Nr.: 5408 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 40,00 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
E-Mail: georg.simon@bertels- 
mann.de 

*Bei Bestellungen bis zu einem Wa- 
renwert von 50 DM wird eine 
Versandkostenpauschale in Höhe 
von 5 DM erhoben. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

Gründe, 
warum Rechtsradikale 

in deutschen Parlam 

nichts zu s 

• 10 Gründe, warum die PDS nicht 
an der Macht beteiligt werden darf 
Broschüre, DIN A6 
Bestell-Nr.: 5414 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 30 - DM 

warum die PDS 

nicht an der Macht 

beteiligt werden darf 

CDU 
• 10 Gründe, warum RechtsradikJ' 
le in deutschen Parlamenten nicht 
zu suchen haben 
Broschüre, DIN A6 
Bestell-Nr.: 5415 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 30- DM . 
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